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1 Einführung 
Die Ausländer- und Asylpolitik der Bundesrepublik Deutschland ist ein 
häufig diskutiertes Thema in unserer Gesellschaft. In den Medien wird 
vielfach auf die hier vorhandenen Problemfelder hingewiesen. Zahlreiche 
Berichte beschäftigen sich mit dem Versagen der Schulen, Integrati-
onsunwilligkeit oder -unfähigkeit der Migranten,1 mangelndem Angebot an 
Integrationskursen oder mangelnder Anpassung bei Sprachproblemen, 
politischen und rechtlichen Anpassungsproblemen angesichts religiöser 
Pluralisierung usw.2  
 
Die Asylbewerbermigration stellt eine besondere Form der Migrations- und 
Integrationspolitik dar, die einer gesonderten politischen und rechtlichen 
Regelung bedarf. Die Besonderheit liegt vor allem im Spannungsverhältnis 
zwischen dem Willen des Gesetzgebers und der tatsächlichen Situation 
der Asylbewerber in Deutschland. Die von der Innenministerkonferenz am 
17. November 2007 beschlossene Bleiberechtsregelung und die gesetzli-
che Altfallregelung vom 28. August 2007 haben möglicherweise eine Lö-
sung im Hinblick auf den aufenthaltsrechtlichen Status und die Stellung 
der abgelehnten Asylbewerber geschaffen. 
 
In dieser Diplomarbeit wird das Thema Migration am Beispiel der Asylbe-
werber als Teil der ausländischen Bevölkerung beleuchtet und die Auswir-
kungen der Bleiberechts- und Altfallregelungen auf die Integration von  
Asylbewerbern in die Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland    
thematisiert. Ziel dieser Arbeit ist es, die aktuelle Situation der Asylbewer-
ber, die unter das Bleiberecht fallen, aufzuzeigen und die möglichen Defi-
                                            
1
  Anmerkung der Verfasserin: Zur besseren Lesbarkeit wird in dieser Diplomarbeit auf    
   die sonst übliche weibliche und männliche Schreibweise verzichtet. Es sind aber immer  
   beide gemeint. 
2
  Bommes, Michael/ Schiffauer, Werner, Hrsg., Migrationsreport 2006, Frankfurt/Main,    
   2006, S. 18-19 
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zite dieser Regelungen zu untersuchen. Des Weiteren sollen, wo möglich, 
neue Lösungsansätze dargelegt werden. Die Erkenntnisse dieser Arbeit 
sollen, wenn möglich, in die bestehende Verwaltungspraxis einfließen; sie 
sollen in jedem Fall der Praxis Anregungen geben.  
 
1.1 Relevanz des Themas 
Das 2. Änderungsgesetz zum Zuwanderungsgesetz enthält unter anderem 
mit den §§ 104a und 104b AufenthG eine gesetzliche Altfallregelung. Mit 
dieser gesetzlichen Regelung wird sozial und wirtschaftlich integrierten 
Ausländern eine weitere Möglichkeit eingeräumt, einen Aufenthaltstitel zu 
erlangen. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes am 28. August 2007 wurde 
dieses neue Bleiberecht in einem Bundesgesetz verankert. Im Vorgriff auf 
die zu erwartende Änderung der Rechtslage wurde bereits am 17. No-
vember 2006 von der Innenministerkonferenz ein Abschiebestopp für Aus-
länder, die die Voraussetzungen erfüllen, beschlossen. Seit diesem Be-
schluss spielt das neue Bleiberecht eine wichtige Rolle bei der rechtlichen 
und praktischen Handhabe der Behörden und bestimmt damit die Verwal-
tungspraxis wesentlich. Die Regierungspräsidien, Landkreise und Kom-
munen wurden durch die neue Rechtslage mit einer geänderten Aufga-
benstellung konfrontiert. Diesen Sachverhalt aufzuzeigen, ist Gegenstand 
der Diplomarbeit. 
 
1.2 Methodischer Ansatz der Arbeit 
Die vorliegende Diplomarbeit enthält theoretische, empirische und prakti-
sche Komponenten. Während der theoretische Teil aus der einschlägigen 
Literatur erarbeitet wurde, ist der empirische Teil durch Einblicke in die 
praktische Erfahrungen und Erkenntnisse entstanden.  
 
Zur Schaffung eines besseren Verständnisses der nachfolgenden Ausfüh-
rungen werden im Kapitel 2 die definitorischen Grundlagen verdeutlicht. 
Kapitel 3 handelt von Migration am Beispiel der Asylbewerber, ihrer For-
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men, Entwicklung, Ursachen und Problemfelder. Die Einschränkung auf 
Asylmigration ist notwendig, da der Umfang der Diplomarbeit begrenzt ist. 
Der Schwerpunkt liegt dabei auf den Kapiteln 4 und 5. Im Kapitel 4 werden 
die rechtlichen Grundlagen nach dem neuen Bleiberecht aufgezeigt. Des 
Weiteren wird hier die Bedeutung der gesellschaftlichen Integration im  
Asylbewerberbereich erläutert. Darüber hinaus wird im Kapitel 4 auf das 
Spannungsverhältnis zwischen dem Willen des Gesetzgebers und der 
realen Situation der Asylbewerber vertiefend eingegangen. Kapitel 5 um-
fasst den empirischen Teil der Arbeit. In diesem Kapitel wird die Situation 
der Asylbewerber, die unter das neue Bleiberecht fallen, beleuchtet. Es 
besteht aus quantitativen Angaben, Erfahrungen in der rechtlichen Hand-
habe und deren Auswirkungen auf die Verwaltungspraxis. Darüber hinaus 
werden erkennbare Defizite der Regelungen untersucht und aufgezeigt. 
Im Kapitel 6 wird die Arbeit mit einer Zusammenfassung und einem Aus-
blick abgeschlossen. Abbildungen und Tabellen ergänzen die Diplomar-
beit. 
 
I Theoretischer Teil 
2  Definitorische Grundlagen 
2.1 Begriff der Migration 
Der Begriff der Migration kommt vom lateinischen „migrare“ bzw. „migratio“ 
und bedeutet wandern, wegziehen, die Wanderung. In den letzten Jahren 
fand dieser Begriff, beeinflusst durch das weltweit populäre englische Wort 
„migration“, auch in der deutschen Fachliteratur seine Anwendung.3 Zahl-
reiche Definitionen dieses Begriffs stehen sich in der wissenschaftlichen 
Literatur gegenüber. „Unter deskriptiver Perspektive können die jeweiligen 
Definitionen auf Unterschiede der räumlichen wie zeitlichen Dimension 
                                            
3
 Han, Petrus, Soziologie der Migration, Stuttgart, 2005, S.7 
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von Migration zurückgeführt werden.“4 Die Sozialwissenschaften verste-
hen unter dem Begriff der Migration solche räumliche Bewegungen von 
Personen und Personengruppen, die einen dauerhaften Wohnortwechsel 
bedingen. Ob eine Migrationsbewegung freiwillig oder unfreiwillig erfolgt, 
ist dabei unerheblich.5 Der Aspekt der Dauerhaftigkeit schließt kurzfristige, 
touristische und geschäftliche Aufenthalte aus dem Komplex der Migration 
aus. Darüber hinaus ist es angebracht, zwischen innerstaatlicher und in-
ternationaler Migration zu unterscheiden. Die innerstaatlichen Wanderun-
gen, die sich frei und ungehindert vollziehen können, differenzieren sich 
von den internationalen Wanderungen über die Staatsgrenzen hinaus in-
soweit, dass die Letzteren mit einer politisch-administrativen Reaktion ver-
bunden sind und zu einer Veränderung des rechtlichen Status des Immig-
ranten führen. Er wird vom In- zum Ausländer.6 Nachfolgend werden die 
Begriffe Migration und Zuwanderung bzw. Migranten und Zuwanderer 
synonym angewandt.  
 
2.2 Begriff der Integration 
Der Begriff der Integration ist nicht unumstritten und wird in den Sozialwis-
senschaften in vielfältiger Weise verwendet. Weitgehend anerkannt ist die 
Meinung, dass Integration in Hinblick auf gesellschaftliche Teilbereiche 
und Funktionssysteme erfolgt und in verschiedene Dimensionen differen-
ziert werden kann, zumal sie in unterschiedlichen Dimensionen nicht 
gleichzeitig und nicht für alle Zuwanderungsgruppen im gleichen Tempo 
verläuft.7 Ebenfalls als weitgehend akzeptierte Meinung gilt das Vorhan-
densein der mindestens drei verschiedenen Ebenen der Integration. Gö-
schel nimmt eine Differenzierung vor, in dem er von systemischen, politi-
                                            
4
 Santel, Bernhard, Migration in und nach Europa. Erfahrungen. Strukturen. Politik.,   
  Opladen, 1995, S. 20  
5
 Vgl. Han, Petrus, S. 7 
6
 Vgl. Santel, Bernhard, S. 20-21 
7
 Sackmann, Rosemarie, Zuwanderung und Integration. Theorien und empirische Befun- 
  de aus Frankreich, den Niederlanden und Deutschland, Wiesbaden, 2004, S. 45-47 
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schen und sozialen Integration spricht. Dabei charakterisiert er die syste-
mische Ebene als Integration ins Erwerbsleben, in den Arbeitsmarkt und in 
alle damit verbundenen Systeme sozialer Sicherung, die weitgehend auf 
der Erwerbstätigkeit  basieren. Die zweite Integrationsebene ist durch den 
Integrationsprozess in demokratische Formen der politischen Willensbil-
dung gekennzeichnet und wird demnach als politische Integration be-
zeichnet. Die soziale Integration, als dritte Integrationsebene, meint die 
Integration in informelle Beziehungsnetze, in Nachbarschaften, Freund-
schaften und wechselseitige Hilfsbeziehungen.8 Alle drei Integrationsebe-
nen stehen in einem gegenseitigen Wechselwirkungsverhältnis, vor allem 
die systemische Desintegration strahlt auf politische und soziale Integrati-
on aus.9 Die einschlägige Literatur geht weitgehend davon aus, dass die 
Integration ein gesamtgesellschaftlicher Prozess ist, der sich auf der Seite 
der Zuwanderungsgesellschaft genauso wie auch auf der Seite der Auf-
nahmegesellschaft vollzieht. Er ist somit nicht allein von der Integrations-
bereitschaft der Migranten abhängig, sondern auch von den Integrations-
bedingungen des Aufnahmelandes. Nuscheler deutet in diesem Zusam-
menhang die Integration wie folgt: „Integration bedeutet in einer sozialwis-
senschaftlichen Formaldefinition die Eingliederung von zuvor außenste-
henden Individuen oder Gruppen in eine soziale Einheit, die durch diese 
Eingliederung ihre Zusammensetzung und ihr Eigenleben verändert. In-
tegration ist ein sozialer und kultureller Prozess zwischen In- und Auslän-
dern, Eigen- und Fremdgruppe, der beiden Seiten Rücksichten auf die 
Interessen der anderen Gruppe abfordert.“10 
 
Der Gesetzgeber differenziert den Begriff der Integration bezüglich der 
Bleiberechts- und Altfallregelungen jedoch nicht in einzelne Integrations-
ebenen bzw. -dimensionen, er unterscheidet vielmehr in diesem Zusam-
                                            
 
8
 Göschel, Albrecht, Integration und Stadt, in: Deutsche Zeitschrift für Kommunalwissen- 
   schaften, Heft 1/2001, S. 5-6 
 
9
 Vgl. Göschel, Albrecht, S. 7-8  
10
 Nuscheler, Franz, Internationale Migration, Flucht
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menhang sozial und wirtschaftlich Integrierte.11 Darüber hinaus regelt er 
nur einzelne Teilbereiche der Integration wie etwa Sprache, Bildung, Er-
werbstätigkeit, usw., in Form der integrativen Voraussetzungen für das 
Bleiberecht der potenziellen Bleibeberechtigten. Im Zuge dieser Diplomar-
beit wird diese Differenzierung übernommen und fortgeführt. 
 
3  Migration am Beispiel der Asylbewerber 
3.1 Migrationsformen und ihre Entwicklung in  
Deutschland seit 1945 
Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges nehmen die Migrationsbewegun-
gen weltweit zu. Es gibt heute kaum eine Region, die von dieser Entwick-
lung unberührt bleibt.12 Mehr als 192 Mio. Menschen leben derzeit welt-
weit außerhalb ihrer Herkunftsorte.13 Zu beobachten ist die flächenmäßige 
und quantitative Ausweitung der Migrationsbewegungen. Im Folgenden 
werden die unterschiedlichen Migrationsformen und ihre Entwicklung in 
Deutschland seit 1945 skizziert, wobei zu beachten ist, dass die Zwangs-
migrationen der Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg, die Binnenmigra-
tion innerhalb der Bundesrepublik und die EU-Binnenmigration von alten 
und neuen EU-Staaten aufgrund des begrenzten Umfangs der Diplomar-
beit und der geringen Relevanz für das zu behandelnde Thema nicht er-
läutert werden. Die Ausführungen zur Arbeitsmigration und Familienzu-
sammenführung, Migration ethnischer Minderheiten, Studierender, illegale 
Migration sowie sonstige Migrationsformen werden allgemein gehalten, 
während die Flüchtlings- und Asylbewerbermigration aufgrund der The-
menrelevanz vertiefend erläutert werden.  
 
 
                                            
11
 Deutscher Bundestag, Drucksache 16/5065, S. 201, vgl. Anlage 1 
12
 Vgl. Han, Petrus, S. 85 
13
 http://www.iom.int/jahia/Jahia/pid/3, vgl. Anlage 2 
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3.1.1 Arbeitsmigration und Familienzusammenführung 
Mitte der 1950er Jahre begann eine amtlich organisierte Anwerbung von 
ausländischen Arbeitskräften für die Bundesrepublik Deutschland auf-
grund der allgemeinen Nachkriegsnot und der offensichtlichen Er-
schöpfung des einheimischen Arbeitskräfteangebots, hervorgerufen durch 
das so genannte „Wirtschaftswunder“. Die wachstumsorientierte Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik sah eine stärkere Ausländerbeschäftigung 
als geeigneten Ausweg.14 Daraufhin wurden die entsprechenden Anwer-
beabkommen mit verschiedenen Ländern abgeschlossen. Die Arbeits-
migranten, die in der Fachliteratur auch als „Gastarbeiter“ bezeichnet wer-
den, kamen überwiegend aus Italien, Spanien, Griechenland, der Türkei 
und Jugoslawien. „Bei anhaltendem, nur durch die Rezession 1966/67 
gestörtem Wirtschaftswachstum stellten die „Gastarbeiter“ ein fluktuieren-
des Arbeitskräftepotential, das die Angebot-Nachfrage-Spannung auf dem 
Arbeitsmarkt balancierte, das Wirtschaftswachstum zunächst von der Ar-
beitsmarktseite und später auch von der Kaufkraftseite her weiter forcier-
te.“15 Die Unternehmen konnten ihre Produktion in einigen Sektoren der 
Volkswirtschaft ausweiten und die Arbeitsplätze, die den Einheimischen 
nicht attraktiv genug waren, mit angeworbenen Arbeitern besetzen.16 Als 
Ergebnis der Anwerbemaßnahmen stieg die Zahl der ausländischen Ar-
beitnehmer stetig an und durchbrach 1968 erstmals die Ein-Millionen-
Grenze.17 Anfang der 1970er Jahre erreichte die Zahl der ausländischen 
Arbeitskräfte in der Bundesrepublik ihren Höhepunkt.18 Die gegen Ende 
1973 beginnende Energiekrise führte zu einer radikalen Wende in der Ar-
beitsmarkt- und Ausländerpolitik und veranlasste am 23. November 1973 
einen generellen Anwerbestopp der Arbeitsimmigranten.19 Zu diesem 
                                            
14
 Bade, Klaus J., Hrsg., Deutsche im Ausland - Fremde in Deutschland. Migration in  
    Geschichte und Gegenwart, München, 1992, S. 393-394 
15
 Bade, Klaus J., a.a.O., S. 395 
16
 Treibel, Annette, Migration in modernen Gesellschaften. Soziale Folgen von 
   Einwanderung, Gastarbeit und Flucht, Weinheim/München, 2003, S. 120 
17
 Vgl. Santel, Bernhard, S. 58 
18
 Sassen, Saskia, Migranten, Siedler, Flüchtlinge, Von der Massenauswanderung zur  
   Festung Europa, Frankfurt am Main, 1996, S. 116  
19
 Vgl. Han, Petrus, S. 88 
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Zeitpunkt waren bereits 2,6 Mio. ausländische Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik beschäftigt.20 Der Anwerbestopp bewirkte zwar eine Redukti-
on der Ausländerbeschäftigung und eine Begrenzung der  transnationalen 
Fluktuation der ausländischen Arbeitskräfte, verstärkte jedoch die Ten-
denz zu Daueraufenthalt und Familiennachzug. Die Zahl der ausländi-
schen Erwerbstätigen sank zwar im Jahr 1973 von 2,6 Mio. auf ca. 1,9 
Mio. und bis 1989 auf ca. 1,7 Mio., gleichzeitig jedoch lag die ausländi-
sche Wohnbevölkerung 1973 bei knapp 4 Mio. und stieg bis 1989 auf ca. 
4,9 Mio. an.21 Somit entwickelte sich die Bundesrepublik in den 1970er 
Jahren durch die Familiennachzüge der Arbeitsimmigranten und ihre hier 
geborenen Nachkommen, politisch ungewollt, aber unwiderruflich zum De-
facto-Einwanderungsland.22 In den 1980er Jahren kam es trotz vorhande-
ner Arbeitslosigkeit in bestimmten Wirtschaftssektoren erneut zu einem 
Mangel an Arbeitskräften. Daraufhin wurde der Anwerbestopp gelockert, 
indem bilaterale Regierungsabkommen mit mittel- und osteuropäischen 
Staaten abgeschlossen wurden und die Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Gast-, Werkvertrags- und Saisonarbeitnehmer sowie für Grenzgänger er-
öffnet wurden. Seit der Erweiterung der EU zum 1. Mai 2004 bzw. 1. Ja-
nuar 2007 ist der Zugang zu deutschen Arbeitsmärkten mit wenigen Aus-
nahmen nur im Rahmen des Arbeitsgenehmigungsrechts einschließlich 
bilateraler Abkommen möglich.23  
 
Die Migration von Familienangehörigen, auch Familienzusammenführung 
genannt, steht wie bereits oben dargestellt in einem engen Zusammen-
hang mit der Arbeitsmigration und fußt auf der humanitären Verpflichtung, 
Ehepartner und Kinder nicht über einen längeren Zeitraum einer den Be-
stand der Familie gefährdenden Trennung auszusetzen.24 Sie hatte be-
                                            
20
 Vgl. Santel, Bernhard, S. 58 
21
 Vgl. Bade, Klaus J., S. 396 
22
 Krummacher, Michael, Zuwanderung, Migration, in: Häußermann, Hartmut, Hrsg.,  
   Großstadt. Soziologische Stichworte, Opladen, 2000, S. 323 
23
 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Hrsg., Migrationsbericht 2006, Nürnberg,  
    2007, S. 67-69, vgl. Anlage 3 
24
 Vgl. Santel, Bernhard, S. 66 
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reits in den 1960er Jahren begonnen und nahm nach dem generellen An-
werbestopp in ihrem Umfang rapide zu. Die Arbeitsimmigranten waren 
sich der neuen arbeitsmarktpolitischen Situation bewusst: sie können nicht 
wieder zurückkehren, wenn sie einmal Deutschland verlassen haben.25 
Somit verlagerten immer mehr Arbeitsimmigranten ihren Lebensmittel-
punkt in die Bundesrepublik und ließen ihre Familien nachziehen. Diese 
Entwicklung bewirkte eine strukturelle Veränderung in der Zusammenset-
zung der ausländischen Bevölkerung. Der langsam steigende Anteil von 
Frauen führte zu einer Feminisierung der Arbeitsmigration. Gleichzeitig 
erhöhte sich die Zahl junger Ausländer, was neben dem Familiennachzug 
auf die höheren Geburtenraten der ausländischen Frauen zurückzuführen 
ist. Derartige demografische Folgen bedingten wiederum sozio-
ökonomische Veränderungen in Form eines sukzessiven Rückgangs des 
Anteils von Erwerbspersonen und einer Erhöhung des Bevölkerungsan-
teils der Nichterwerbspersonen.26 In diesem Kontext kam es erstmals 
1965 zur Restriktionen im Bereich des Familiennachzugs. Erlaubt wurde 
dann nur der Nachzug von Ehegatten und Kindern unter 18 Jahren, wenn 
sich der angeworbene Elternteil mindestens seit einem Jahr in der Bun-
desrepublik aufhielt. Die Altersgrenze bei den minderjährigen Kindern 
wurde 1981 auf 16 Jahre herabgesetzt.27 Bis heute wird in Deutschland 
die Familienzusammenführung restriktiv gehandhabt.  
 
Seit über 50 Jahren leben die Gastarbeiter, ihre Ehepartner und ihre hier 
geborenen Kinder bereits in der vierten Generation in Deutschland als 
ausländische Staatsangehörige mit einem deutschen Aufenthaltstitel – 
eine paradoxe Situation. 
 
3.1.2 Migration ethnischer Minderheiten 
Unter einer ethnischen Minderheit versteht man eine Teilbevölkerung ei-
ner Gesamtgesellschaft, die außerhalb ihres Herkunftslandes lebt, über 
                                            
25
 Vgl. Han, Petrus, S. 99 
26
 Vgl. Santel, Bernhard, S. 66 
27
 Vgl. Han, Petrus, S. 99 
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eine eigene Sprache, Geschichte, Kultur und möglicherweise bestimmten 
Siedlungsraum verfügt und sich von der Mehrheit unterscheidet. Die An-
gehörigen der ethnischen Minderheiten sind sich ihrer Einheit und Zu-
sammengehörigkeit bewusst.28 Die zwei auffälligsten Beispiele dieser 
Gruppe in Europa sind jüdische und volksdeutsche Emigranten.29 Für 
Deutschland sind besonders die zuletzt genannten kennzeichnend. Es 
handelt sich um Volksdeutsche, auch Aussiedler genannt, aus der östli-
chen Hälfte Europas und aus Zentralasien, die im 18. Jahrhundert von 
unterschiedlichen Ländern angeworben und auf deren Staatsgebieten 
angesiedelt wurden. Während und nach dem Zweiten Weltkrieg mussten 
sie aufgrund ihrer Herkunft vielfach Diskriminierungen erfahren, deren Fol-
gen von Flucht und Vertreibung bis hin zum Mord reichten. Bis 1992 gab 
es in Deutschland ein relativ uneingeschränktes Einwanderungsrecht für 
die Angehörigen dieser ethnischen Minderheit, dessen Rechtsgrundlagen 
sich im Grundgesetz, Bundesvertriebenengesetz sowie Kriegsfolgenbe-
reinigungsgesetz befanden. Eine Vielzahl von Anträgen führte jedoch zur 
Reglementierung des Verfahrens und in der Folge zu einer jährlichen Be-
grenzung auf rund 220.000 Menschen sowie anschließender Beschrän-
kung der Einwanderung auf die Volksdeutschen aus den GUS-Staaten.30 
Der überwiegende Anteil an zugewanderten Aussiedlern stammt aus Po-
len, der ehemaligen UdSSR und aus Rumänien. Sie bilden eine privile-
gierte Zuwanderungsgruppe in Deutschland, da sie den deutschen 
Staatsbürgern gleichgestellt sind. Darüber hinaus gibt es für sie eine Rei-
he von Integrationsmaßnahmen und Hilfen zur Eingliederung in das sozia-
le und wirtschaftliche Leben der Bundesrepublik Deutschland.31 Insgesamt 
sind seit 1950 über 4,5 Mio. der Volksdeutschen nach Deutschland ein-
gewandert.32  
                                            
28
 Vgl. Krummacher, Michael, S. 326 
29
 Fassmann, Heinz/ Münz, Rainer, Hrsg., Migration in Europa. Historische Entwicklung,  
   aktuelle Trends, politische Reaktionen, Frankfurt am Main, 1996, S. 20 
30
 Vgl. Fassmann, Heinz/ Münz, Rainer, S. 21 
31
 Vgl. Han, Petrus, S. 115 
32
 Statistisches Bundesamt, Hrsg., Datenreport 2006, Zahlen und Fakten über die       
    Bundesrepublik Deutschland, 2007, S. 26, vgl. Anlage 4  
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3.1.3 Migration von Studierenden 
Weltweit studiert eine Vielzahl von jungen, erfolgsorientierten Menschen 
im Ausland. Deutschland fällt neben den USA und Großbritannien durch 
eine große Zahl ausländischer Studierender auf. Im Wintersemester  
1993/1994 besuchten 86.750 ausländische Studenten deutsche Hoch-
schulen. Im Wintersemester 2006/2007 waren es bereits 188.436.  
 
Tabelle 1: Ausländische Studierende an deutschen Hochschulen 
vom Wintersemester 1993/1994 bis zum Winterse-
mester 2006/200733 
 
 
Sie kamen überwiegend aus europäischen Staaten, aber auch aus Asien, 
Afrika und Amerika. Ingenieur-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
gehören zu den meist gewählten Studienrichtungen in diesem Bereich. 
Die vorhandenen Statistiken zeigen eine stetige Zunahme des Migrations-
volumens von ausländischen Studierenden in der Bundesrepublik. Han 
verbindet diesen Trend mit dem parallel wachsenden internationalen Han-
                                            
33
 Quelle: Statistisches Bundesamt, http://www.destatis.de/jetspeed 
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del im Zuge der Globalisierung der Wirtschaft. Er begründet diese An-
nahme mit der zunehmenden Wichtigkeit der Sprachkenntnisse als 
Grundqualifikation für die Übernahme verantwortungsvoller Positionen in 
der Wirtschaft und mit der Bedeutsamkeit der kulturellen Erfahrungen als 
nützliche Ressourcen für die internationalen Handelsbeziehungen. Ferner 
sieht er die Studenten mit Auslandserfahrungen als eine stille Reserve von 
hochqualifizierten Arbeitskräften für ihre Herkunftsländer, die auch für die 
restliche Welt von großer Bedeutung sind. Nennenswert ist die Tatsache, 
dass der Großteil der ausländischen Studenten nach ihrem Studium aus 
wirtschaftlichen und sozialen Gründen einen dauerhaften Aufenthalt in 
Deutschland anstrebt. Oft findet hier deshalb ein Übergang von temporä-
rer zur permanenten Migration statt, was jedoch als eine positive Entwick-
lung anzusehen ist, da in dieser Migrationsbewegung ein wertvolles Hu-
mankapital transferiert  wird.34 
 
3.1.4 Flüchtlings- und Asylbewerbermigration  
Die Migration von Flüchtlingen und Asylbewerbern stellt global eine Her-
ausforderung für viele Länder dar, vor allem jedoch für die europäischen 
Wohlfahrtsstaaten. Durch die Beantragung des politischen Asyls können 
Migranten aus aller Welt immer wieder offene Zugänge nach Europa fin-
den und damit für die „ungewollte Zuwanderung“ sorgen.35 Der Schutz vor 
politischer Verfolgung gehört zu den ältesten gewohnheitsrechtlichen Insti-
tutionen der Menschheit. Art. 16 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland enthielt als Unikat einen einklagbaren 
Rechtsanspruch des Flüchtlings auf Asyl, der vom Parlamentarischen Rat 
im Winter 1948/1949 bewusst ohne jegliche Einschränkung formuliert 
wurde.36 Nach einer Vielzahl der politischen Versuche, dieses Grundrecht 
einzuschränken, kam es schließlich 1992 zu einem so genannten „Asyl-
                                            
34
 Vgl. Han, Petrus, S. 116-124 
35
 Finotelli, Claudia, Zwischen humanitären Handeln und wirtschaftlicher Legitimation.  
    Der Umgang mit „ungewollten Zuwanderern“ in Deutschland und Italien, in: Baring- 
    horst, Sigrid/ Hunger, Uwe/ Schönwälder, Karen, Hrsg., Politische Steuerung von Inte- 
    grationsprozessen, Intentionen und Wirkungen, Wiesbaden, 2006, S. 145 
36
 Vgl. Bade, Klaus J., S. 411 
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kompromiss“ in Form einer Grundgesetzesänderung und Novellierung des 
Asylverfahrensrechts. Im neu eingeführten Art. 16a Abs. 1 GG heißt es 
zwar weiterhin: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht“, jedoch grenzen 
Abs. 2 und Abs. 3 den Schutzumfang des Asylrechts ein. Asylbewerber, 
die aus so genannten sicheren Drittstaaten einreisen, bekommen kein  
Asyl, weil sie dort bereits Asyl beantragen können. Weiter enthält Abs. 3 
die Möglichkeit durch Gesetz verfolgungsfreie Herkunftsländer zu bestim-
men. Ein Asylantrag gilt als „offensichtlich unbegründet“, wenn der An-
tragsteller aus solch einem sicheren Herkunftsland kommt, in dem ihm 
keine politische Verfolgung droht. Außerdem wird im Fall der Einreise über 
einen Flughafen aus einem sicheren Herkunftsland bzw. bei Asylbewer-
bern ohne Ausweise, die bei Ankunft bereits am Flughafen um Asyl ersu-
chen, ein beschleunigtes Verfahren im Transitbereich des Flughafens 
durchgeführt. Meier-Braun kritisiert eine derartige Entwicklung scharf: „Das 
deutsche Asylrecht orientiert sich sozusagen nicht mehr an der Schutzbe-
dürftigkeit des Asylbewerbers, sondern am Fluchtweg und am gewählten 
Transportmittel.“37 Der Gesetzgeber begründet jedoch die Entscheidung 
zur Grundgesetzänderung mit rasant steigenden Asylbewerberzahlen, vor 
allem im Zeitraum von 1987 bis 1992. Zumal im gleichen Zeitraum ein 
starker Anstieg im Bereich der Aussiedlerzuwanderung zu verzeichnen ist. 
   
Die Zuwanderung von Asylbewerbern hat sich im Zeitraum von 1972 bis 
1992 mehr als verfünfzigfacht. Zwischen 1984 und 1993 stellten in 
Deutschland über 1,7 Mio. Menschen einen Antrag auf politisches Asyl, 
das sind ca. 50% aller Asylsuchenden in Europa in dieser Zeitspanne. 
Damit wurde die Bundesrepublik, mit einem deutlichen Abstand zu den 
anderen europäischen Staaten zum Hauptaufnahmeland für Asylbewer-
ber. Die größte Gruppe der Asylsuchenden in diesem Zeitraum stellten die 
Europäer dar, gefolgt von asiatischen und afrikanischen Asylbewerbern.38 
Der Anstieg der Asylbewerber war im Wesentlichen eine Konsequenz des 
                                            
37
 Meier-Braun, Karl-Heinz, Deutschland, Einwanderungsland, Frankfurt am Main, 2002,  
   S. 75-76 
38
 Vgl. Santel, Bernhard, S. 100-104 
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Wegfalls des Eisernen Vorhangs und der damit verbundenen politischen 
und ökonomischen Instabilität in vielen postsozialistischen Ländern sowie 
der Kriege und ethnischen Konflikte im ehemaligen Jugoslawien, in der 
Türkei und im Mittleren Osten.39  
 
Abbildung 1:  Asylantragsteller in Deutschland nach  
Herkunftskontinenten von 1990 bis 2006 40  
 
Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Asylbewerberzahlen im Zeitraum 
von 1990 bis 2006, dabei ist zu beachten, dass das BAMF die Differenzie-
rung von Erst- und Folgeanträgen erst im Jahr 1995 eingeführt hat.41 Für 
die Jahre ab 1995 wurden in den vorliegenden Statistiken jeweils die Zah-
len der Erstanträge verwendet. Anhand der Abbildung wird anschaulich, 
dass in der abgebildeten Zeitperiode über 2,25 Mio. Menschen um politi-
sches Asyl nachgesucht haben. Dabei ist die Zunahme der Asylanträge 
bis einschließlich 1992 und deren kontinuierliches Absinken seit 1993, mit 
der Ausnahme im Jahr 2001 deutlich dargestellt. Das Jahr 2006 weist mit 
21.029 Menschen den geringsten Stand an Asylantragstellern aus. Dar-
                                            
39
 Vgl. Fassmann, Heinz/Münz, Rainer, S. 26 
40
 Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, S. 96, vgl. Anlage 3    
41
 Ergänzend dazu: Tabelle 2, vgl. Anlage 5 
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über hinaus lässt das vorliegende Diagramm erkennen, dass bis 1999 
mehr Europäer Asylanträge stellten und ab 2000 die Asylbewerber größ-
tenteils aus Asien stammen. Die Zahl afrikanischer Asylsuchender ist im 
Verhältnis zu Europäern und Asiaten eher konstant geblieben.42  
 
Alles in allem trug die Grundgesetzänderung zu einer deutlichen Redukti-
on der Asylbewerberzahlen bei. Dies lag vor allem an den verstärkten 
Kontrollen der Wanderungswege, der Beschleunigung und Verkürzung der 
Asylverfahren, den niedrigen Anerkennungsraten und der Abschiebung 
abgewiesener Asylbewerber. Die Beschränkungen des Asylgrundrechts 
und der damit verbundenen Verschärfung der Visabestimmungen, Strafen 
für Luftlinien, die Personen ohne gültige Papiere auf Flügen nach Westeu-
ropa an Bord lassen sowie der Wegfall bestimmter Begünstigungen, führ-
ten ferner zur Abschreckung potenziell zuwanderungsbereiter Personen 
und deutlicher Senkung der Neuanträge. Die zuständigen Behörden wur-
den mit Mehrpersonal und zusätzlichen Finanzmitteln ausgestattet, um so 
eine höhere Bearbeitungsquote zu erreichen.43 Der Rückgang ist jedoch 
auch die Folge der Stabilisierung in den osteuropäischen Staaten, des 
Kriegsendes im ehemaligen Jugoslawien und der Reformen in der Tür-
kei.44  
 
Art. 16a GG sieht im Gegensatz zum Asylgrundrecht nach der alten 
Rechtslage, das Asylrecht allein für politisch Verfolgte vor. Damit sind Per-
sonen gemeint, die eine an asylerhebliche Merkmale anknüpfende staatli-
che Verfolgung erlitten haben bzw. denen eine solche nach einer Rück-
kehr in das Herkunftsland konkret droht. Staatsähnliche Organisationen 
wie etwa Parteien und Organisationen, die den Staat oder die wesentli-
chen Teile des Staatsgebietes beherrschen, stehen dabei dem Staat 
gleich. Die Merkmale der politischen Verfolgung sind in der Genfer Flücht-
lingskonvention festgelegt. Danach ist entscheidend, ob eine Person we-
                                            
42
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, S. 96-97, Anlage 3 
43
 Vgl. Fassmann, Heinz/ Münz, Rainer, S. 27 
44
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, S. 96-97, Anlage 3 
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gen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung Verfolgungs-
maßnahmen mit Gefahr für Leib und Leben oder Beschränkungen ihrer 
persönlichen Freiheit ausgesetzt sein wird oder solche Verfolgungsmaß-
nahmen begründet befürchtet. Für die Prüfung der Asylanträge ist das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge45 zuständig. Bei einer Ablehnung 
des Asylantrags ist der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten für den 
Antragsteller eröffnet.46  
 
Neben dem Recht auf politisches Asyl nach Art. 16a Abs. 1 GG besteht 
eine Möglichkeit der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention nach § 60 Abs. 1 AufenthG. Diese Regelung 
bietet Schutz vor Abschiebung in einen Staat, in dem das Leben des Aus-
länders oder seine Freiheit ebenfalls wegen der oben genannten Merkma-
le bedroht ist. § 60 Abs. 1 Satz 3 AufenthG stellt zudem ausdrücklich klar, 
dass eine geschlechtsspezifische Verfolgung ebenfalls vom Schutzbereich 
dieser Vorschrift erfasst ist. Des Weiteren wird nach § 60 Abs. 2,3,5 oder 7 
AufenthG Abschiebungsschutz gewährt, wenn so genannte zielstaatsbe-
zogene Abschiebungsverbote wegen drohender Folter, Todesstrafe usw. 
vorliegen. Darüber hinaus haben die Ausländerbehörden bei einer beab-
sichtigten Abschiebung auch die inländischen Vollstreckungshindernisse, 
wie etwa Krankheiten zu berücksichtigen.47 
  
Durch das neue Zuwanderungsgesetz, das am 1. Januar 2005 in Kraft 
getreten ist, wurde eine weitgehende Angleichung des Aufenthaltsstatus 
von Asylberechtigten gemäß des Art. 16 a GG und Flüchtlingen im Sinne 
der GFK vorgenommen. Hiernach erhalten beide Personengruppen zu-
nächst eine Aufenthaltserlaubnis und eine Arbeitsaufnahmeberechtigung. 
Eine Niederlassungserlaubnis ist dann nach einem dreijährigen Besitz der 
                                            
45
 Im Jahr 2004 wurde das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge    
   (BAFI) in Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) umbenannt. 
46
 Gegenwart, Martin, Die sozialrechtliche Stellung des Asylbewerbers in Frankreich und  
   Deutschland, Frankfurt am Main, 1998, S.291 
47
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, S. 92-95, vgl. Anlage 3 
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Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, sofern die Voraussetzungen für den Wi-
derruf oder die Rücknahme der Anerkennung nicht vorliegen. Die dreijäh-
rige Übergangsfrist ist somit eine weitere Einschränkung im Asylrecht, 
denn nach der alten Rechtslage haben die Asylberechtigten bereits mit 
der Anerkennung eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis erhalten. Den 
Ausländern, bei denen ein zielstaatsbezogenes Abschiebungsverbot nach 
§ 60 Abs. 2,3,4,5 oder 7 AufenthG festgestellt wurde, soll eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt werden, wenn keine Ausschlussgründe wie etwa zu-
mutbare und mögliche Ausreise in einen anderen Staat, Verstoß gegen 
Mitwirkungspflichten usw. vorhanden sind. Bei Vorliegen der Ausschluss-
gründe erhält der Ausländer lediglich eine Duldung nach § 60a AufenthG, 
die jedoch kein Aufenthaltstitel ist, sondern die vorübergehende Ausset-
zung der Abschiebung. Personen, die eine Duldung erhalten haben, blei-
ben grundsätzlich ausreisepflichtig und halten sich nicht rechtmäßig im 
Bundesgebiet auf.48  
 
Darüber hinaus erhalten auch die vom BAMF abgelehnten Asylbewerber 
eine Duldung nach § 60a AufenthG. Auch sie haben kein Aufenthaltsrecht 
in Deutschland. Ist ein Asylverfahren beim BAMF negativ abgeschlossen, 
wird der abgelehnte Asylbewerber zur Ausreise aufgefordert. In der Regel 
kommt es jedoch nicht zur Ausreise, sondern zu langjährigen Klageverfah-
ren zwischen den Betroffenen und den zuständigen Behörden, sodass 
eine Reihe von Duldungen hintereinander über Jahre hinweg erteilt wird. 
Daraus ist der in der Verwaltungspraxis gebräuchliche Begriff der Ketten-
duldung entstanden. Die Duldung spielt somit im deutschen Einwande-
rungsmodell eine zentrale Rolle für die Steuerung der ungewollten Zu-
wanderung. Sie ist eine Antwort auf einen unrechtmäßigen Aufenthalt der 
abgelehnten Asylbewerber in der Bundesrepublik. Die in diesem Bereich 
vorhandenen Statistiken zeigen zwar, dass die Duldungszahlen generell 
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rückgängig sind, jedoch bleiben sie im Durchschnitt 3,4 Mal höher als die 
gestellten Asylerstanträge, wie es die nachstehende Abbildung zeigt.49 
 
Abbildung 2: Asylerstanträge und Duldungen in Deutschland von  
1995 bis 2004 50   
 
 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass aufgrund der tief grei-
fenden Änderung des Asylgrundrechts im Jahr 1992 und den damit ver-
bundenen Einschränkungen des Schutzumfangs des Asylrechts die Zahl 
der anerkannten Asylbewerber bis in die Gegenwart kontinuierlich sinkt, 
während die Zahl der abgelehnten Asylbewerber steigt. So lässt sich die 
stagnierende Entwicklung der Anerkennungsquoten anhand der nachste-
henden Tabelle, die eine Übersicht über die Entscheidungen des BAMF 
im Zeitraum vom 1990 bis 2006 gibt,  belegen.  
 
 
 
 
                                            
49
 Vgl. Finotelli, Claudia, S.158-159 
50
 Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, http://www.bamf.de/cln_011 
 
- 19 - 
 
Tabelle 3:  Entscheidungen des BAMF von 1990 bis 2006 51   
 
 
1) Die Feststellung eines Abschiebungshindernisses nach § 53 AuslG (a. F.)  
    bzw. eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 2,3,5,7 AufenthG (n. F.)  
    wird erst seit 1999 statistisch als eigenständige Entscheidung erfasst. 
2) Rubrik beinhaltet u.a. Rücknahmen des Antrags (z.B. wegen Rück- oder Weiterreise). 
3) Seit April 1994 werden Personen, die Abschiebungsschutz nach § 51 Abs. 1 AuslG  
   (a. F.) bzw. § 60 Abs. 1 AufenthG (n. F.) erhalten, gesondert erfasst. In den  
   vorangegangenen Jahren lag ihr Anteil bei 0,3 bis 0,5 % an allen Entscheidungen. 
 
Die vorliegende Statistik lässt erkennen, dass im Zeitraum von 1990 bis 
2006 134.586 Asylantragsteller als asylberechtigt gemäß Art. 16a GG an-
erkannt wurden. Die Flüchtlingseigenschaft im Sinne der GFK wurde in 
81.638 Fällen festgestellt. Der Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 2,3,5 
oder 7 AufenthG wurde weiteren 23.487 Personen gewährt. Im Ergebnis 
erhielten 239.711 Asylsuchende rechtlichen Schutz. Dagegen wurden 
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zwischen 1990 und 2006 über 1,85 Mio. Anträge auf Asyl abgelehnt. 
740.000 Asylverfahren haben sich aus formalen Gründen wie etwa Rück-
nahmen und Einstellungen erledigt.52 In diesem Zusammenhang ist dar-
über hinaus zu beachten, dass sich die Herkunft der Asylbewerber im Ver-
gleich zu den 1990er Jahren grundlegend geändert hat. So lässt sich die 
genaue Zusammensetzung der heutigen Asylbewerber anhand der 
nachfolgenden grafischen Darstellung zeigen.  
 
Tabelle 4:  Die zehn zugangsstärksten Herkunftsländer im  
   Jahr 2007 53  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Gegensatz zur Dominanz der Europäer in der Vergangenheit, stehen 
heute die Asylsuchenden aus dem Irak, Serbien und der Türkei an der 
Spitze aller Asylbewerber im Jahr 2007 und machen somit ein Drittel54 
aller gestellten Asylerstanträge in der Bundesrepublik aus.55 
 
3.1.5 Illegale Migration 
Die Form der illegalen Migration ist in vieler Hinsicht problematisch, vor 
allem weil sie unter Umgehung rechtlicher Ein- und Auswanderungsbe-
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 Ergänzend dazu: Abbildung 3, vgl. Anlage 6 
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 Quelle: Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik, Heft 10/2007, S. 352 
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 Ergänzend dazu: Abbildung 4, vgl. Anlage 6 
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stimmungen stattfindet. So gibt es logischerweise keine Statistik, die das 
tatsächliche Ausmaß der illegalen Migrationsbewegungen aufzeigt. Sie 
wird in der Regel solange versucht, bis sie schließlich zum Erfolg führt. Die 
einschlägige Literatur geht vorwiegend von einer weltweit kontinuierlich 
steigenden illegalen Migration aus.56 Dabei lässt sie sich in verschiedene 
Erscheinungsformen differenzieren. Weit verbreitet ist die Einreise mit ei-
nem befristeten Visum. Nach Ablauf der gewährten Aufenthaltsfrist bleiben 
jedoch die darunter fallenden Personen weiterhin im Land, ohne die dafür 
erforderliche Aufenthaltsverlängerung beantragt und erhalten zu haben. 
Der Grund einer solchen Vorgehensweise liegt häufig in der Suche nach 
einer Beschäftigung. So gibt es eine Reihe an Betrieben, die oft technisch 
überaltert sind, reguläre Arbeitskräfte kaum bezahlen können und nach 
den billigen, gering qualifizierten Arbeitskräften nachfragen. Man bezeich-
net sie oft auch als Schattenwirtschaft.57 Die Haupttätigkeitsfelder sind 
überwiegend das Baugewerbe einschließlich Handwerksbetriebe, der 
Dienstleistungsbereich mit Hotel und Gaststätten sowie haushaltsnahe 
Dienstleistungen, wie etwa Reinigungs- und Hausarbeit, aber auch die 
Sexindustrie. Die illegal beschäftigten Ausländer sind für Deutschland eine 
nicht zu vernachlässigende Größe. Schließlich waren im Jahr 1995 
878.000 Personen illegal beschäftigt. Diese Zahl erhöhte sich im Jahr 
2005 bis auf knapp über 1 Mio.58 Eine andere Form der illegalen Immig-
ranten sind Personen, die zuvor eine legale Aufenthalts- und Arbeitser-
laubnis hatten, deren Verlängerung jedoch aus verschiedenen Gründen 
verweigert wird. Wenn sie dann ihrer Ausreisepflicht nicht nachkommen 
und im Land bleiben, werden sie automatisch zu illegalen Immigranten. Im 
Bereich der Asylbewerbermigration sind an dieser Stelle zwei häufig vor-
kommende Konstellationen zu nennen. Einerseits sind es die Asylbewer-
ber, die rechtskräftig abgelehnt und zur Ausreise verpflichtet wurden, sich 
jedoch einer Abschiebung entziehen. Andererseits sind es Personen, die 
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noch während eines Asylverfahrens aus dem Wahrnehmungskreis des 
BAMF verschwinden.59 Schließlich entsteht die Illegalität durch die uner-
laubte Einreise selbst, die in der Regel mit Fälschung von Reisedokumen-
ten oder mit Einreise ohne jegliches Dokument verbunden ist. Bei dieser 
Form werden die illegalen Immigranten häufig von ihren Verwandten bzw. 
Bekannten, die bereits in Deutschland ansässig sind, unterstützt und ver-
deckt.60 Erwähnenswert ist vor allem, dass die Betroffenen unmittelbar 
nach dem Aufgreifen bzw. Aufdecken der Illegalität einen Asylantrag beim 
BAMF stellen, um sich so einen möglichen Aufenthalt in Deutschland zu 
sichern. In den meisten Fällen werden solche Anträge jedoch abgelehnt. 
Die Betroffenen werden anschließend bis zur freiwilligen Ausreise bzw. 
einer Abschiebung geduldet.  
 
Die zunehmende illegale Migration steht in einem engen Zusammenhang 
mit dem „Asyl-Kompromiss“ von 1992 und ist sein ungewollter Nebenef-
fekt. Die Schlepperorganisationen nutzen diese Situation für den Men-
schenschmuggel an den Grenzen des Landes und betreiben eine prospe-
rierende Wirtschaft durch das  Einschleusen.61  
 
3.1.6 Sonstige Migrationsformen 
Ergänzend zu den oben aufgezeigten Migrationsformen sind die so ge-
nannte Elitenmigration und die Heiratsmigration zu nennen, die jedoch 
aufgrund ihres geringen Ausmaßes unter den einzelnen Migrationsbewe-
gungen von nachrangiger Bedeutung sind.  
 
Bei der Elitenmigration handelt es sich um die Zuwanderung von hochqua-
lifizierten Arbeitskräften wie Wissenschaftlern, Diplomaten, Managern, 
Spezialisten international operierender Konzerne, Künstlern usw. als so 
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genannte privilegierte Arbeitsmigranten, deren Zahl weltweit wächst.62 Sie 
konkurrieren zwar in vielen Fällen mit Einheimischen auf dem Arbeits- und 
Wohnungsmarkt, besorgen sich jedoch den Wohnraum und den Arbeits-
platz im Gegensatz zu vielen Asylbewerbern in der Regel selbst. Dies er-
klärt möglicherweise die Tatsache, dass diese Migrationsform in der Politik 
und den Medien als eine „positive“ Wanderungsform angesehen wird.  
Viele Industrieländer, darunter auch Deutschland, erkennen, dass diese 
Art der Einwanderung wirtschaftlich gesehen, in ihrem Interesse liegt.63 
„Angesichts der immer engeren globalen wirtschaftlichen Verflechtung 
kann es sich kein Industriestaat mehr leisten, Einreise und Aufenthalt von 
Geschäftsleuten, führenden Angestellten und anderen Funktionseliten ei-
ner zeitintensiven administrativen Kontrolle zu unterziehen. Weltweit „offe-
ne Grenzen“ sind für diesen Personenkreis bereits heute selbstverständli-
che Realität.“64   
 
Die Heiratsmigration ist eine weitere Form der Migration, die auf Ehe-
schließungen von Deutschen mit ausländischen Partnern zurückgeht, wo-
bei sie eher ein frauenspezifischer Migrationsweg ist. Die Ehen werden in 
Deutschland und zum großen Teil auch in den Herkuftsländern geschlos-
sen. Dafür spielen geringere bürokratische Hürden und finanzielle Gründe 
eine große Rolle.65 Während im Jahr 1989 15.670 Ehen in Deutschland 
geschlossen wurden, sind es im Jahr 2004 bereits 60.198 Ehen gewesen, 
wobei diese Angaben keine Auskunft darüber erteilen, wie viele dieser 
Deutschen beispielsweise eingebürgerte Ausländer sind. Die meisten   
Ehen werden zwischen osteuropäischen Frauen und deutschen Männern 
geschlossen. Gerade hier ist ein starker Anstieg zu verzeichnen, indessen 
die Eheschließungen mit asiatischen Frauen eher stagnieren. In den oben 
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genannten Fällen ist jedoch nicht bekannt ob und wie lange sich die je-
weils ausländischen Partner bereits in Deutschland aufgehalten haben. Es 
ist also nicht genau zu erkennen, ob tatsächlich eine echte Heiratsmigrati-
on stattgefunden hat oder nicht. Der Anreiz, zu heiraten, ist jedoch größer 
als bei deutschen Paaren, da sie nicht die Möglichkeit einer nicht-
ehelichen Partnerschaft haben, um sich so einen dauerhaften Aufenthalt 
in Deutschland zu sichern.66  
 
3.2 Migrationsursachen 
Es gibt eine Vielzahl von Modellen und Hypothesen zu den Ursachen der 
Migrationsbewegungen und ihrer Dynamik. Nachfolgend werden jedoch 
nur die ausgewählten Ursachen in ihrer Allgemeinheit vereinfacht aufge-
zeigt. Eine vollständige und detaillierte Übersicht ist aufgrund des limitier-
ten Umfanges der Arbeit nicht möglich.   
 
3.2.1 Push-Pull-Modell 
Die meisten Untersuchungen, die nach Ursachen von Migrationsprozes-
sen fragen, gehen auf das ursprünglich von Everett S. Lee, inzwischen 
aber in verschiedenen Varianten formulierte Push-Pull-Modell, zurück. 
Danach gibt es Faktoren der Vertreibung, so genannte Push-Faktoren und 
der Anziehung, die Pull-Faktoren, die Menschen zur Aus- bzw. Einwande-
rung veranlassen. Push-Faktoren bewegen somit die Menschen zur Emig-
ration aus ihrer Heimat. Pull-Faktoren, die in den Zielländern entstehen, 
wirken anziehend für Immigranten weltweit. Diese Theorie versucht die 
Migrationsursachen vorwiegend mit Hilfe sozio-ökonomischer und demo-
grafischer Faktoren kausal zu erklären. Dabei ist die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt, besonders bezüglich der Beschäftigungs- und Einkommens-
situation, mit allen in diesem Bereich vorhandenen Differenzen zwischen 
Herkunfts- und Zielland, ein zentraler Push- wie Pullfaktor.67 Staaten mit 
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prosperierender Wirtschaft, geringem Bevölkerungswachstum, hoher 
Nachfrage nach Arbeitskräften und hohem Lohnniveau entwickeln Anzie-
hungskräfte und werden somit für Migranten aus Staaten mit Unterbe-
schäftigung, geringem Lohnniveau, stagnierender Wirtschaft und Überbe-
völkerung attraktiv. Die Menschen wandern somit in der Hoffnung auf Ar-
beit und eine bessere individuelle Lebensperspektive in die ökonomisch 
weiter entwickelten Staaten ein. Viele Migrationsbewegungen sind ein Er-
gebnis der in den Herkunftsländern herrschenden Armut, die unter ande-
rem durch Naturkatastrophen, Landknappheit und Arbeitslosigkeit ent-
steht. Die Armut und ihre Wirkungen als Push-Faktoren lösen Konflikte 
aus, die zu Gewalteruptionen und Vertreibungen eskalieren können.68 In 
der hier formulierten Allgemeinheit erklärt das Modell, wieso Migrati-
onsprozesse zustande kommen. Im Detail ist dieser Ansatz jedoch nicht in 
der Lage zu begründen oder zu prognostizieren, warum bestimmte Wan-
derungen tatsächlich stattfinden und andere trotz erheblicher Disparitäten 
nicht in Gang kommen69 bzw. wieso Push- und Pullfaktoren nicht auf alle 
Menschen unter sehr ähnlichen Bedingungen gleich wirken. Aus diesem 
Grund wurde eine Vielzahl der Modifikationen in die Modellkonstruktion 
aufgenommen, die eine Antwort auf die Frage, inwiefern jemand aus einer 
wie auch immer definierten Situation „flieht“, oder aber eher von einer Er-
wartung „angezogen“ wird, präzisiert. Die Push- und Pullfaktoren sind auf-
einander bezogen, so dass eine trennscharfe Unterscheidung hinsichtlich 
des Gesamtprozesses kaum möglich sein wird. Dennoch kann in einzel-
nen Migrationsphasen der eine Aspekt gegenüber dem anderen dominie-
ren.70 Im Folgenden werden weitere Ursachen für Migration erläutert. Die-
se zeigen, dass die Migratiosbewegungen nicht nur von sozio-
ökonomischen und demografischen Faktoren bestimmt sind.   
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3.2.2 Informationshypothese 
Die Informationshypothese stellt die erste Erweiterung des Push-Pull-
Modells dar. Sie besagt, dass die persönlichen Beziehungen und informa-
tive Verbindungen, zwischen denen, die bereits gewandert sind und de-
nen, die unter Umständen wandern wollen, entscheidend zum Wande-
rungsentschluss beitragen.71 Galtung ergänzt diese Aussage, indem er die 
Massenmedien, wie etwa Radio und Fernsehen sowie Reisen zu den wei-
teren Möglichkeiten des Informationsaustausches zählt, die zum Aufkom-
men eines vergleichenden Bewusstseins, d.h. einer ausgeprägten Wahr-
nehmung der Unterschiede im Lebensstandard, führen. „Defizite im Le-
bensstandard werden daher nicht nur absolut – im Sinne einer unzurei-
chenden Befriedigung der Grundbedürfnisse – bemessen, sondern relativ, 
im Sinne wahrgenommener Ungleichheiten.“72 Das Streben nach einer 
Verbesserung des eigenen Lebensstandards und der materiellen Lage, 
aufgrund der  Vergleichsmöglichkeit, bekräftigt unter Umständen den Ent-
schluss zur Migration. Auch Santel hält das Vorhandensein der kommuni-
kativen Verflechtungen im Kontext der Emigration und Immigration für ent-
scheidend. Demnach sind unter kommunikativen Verflechtungen ethni-
sche, sprachliche und religiöse Vernetzungen zwischen einer nationalen 
Minorität im Herkunftsland und der Bevölkerung eines Ziellandes zu ver-
stehen. Bestehen derartige Bindungen, ist die Wanderungswahrschein-
lichkeit um ein Vielfaches größer als ohne diese mobilitätsfördernden Ver-
netzungen. Er begründet diesen Ansatz vor allem mit den nahezu aus-
nahmslosen Migrationsbewegungen der Aussiedler aus Polen, Rumänien 
und der GUS-Staaten in die Bundesrepublik Deutschland, die ihre neue 
Heimat als Quasi-Mutterland betrachten. Das Fehlen solcher migrationser-
leichternden und mobilitätsfördernden Kontaktformen reduziert auch bei 
hohem „push-Druck“ die Migrationsbereitschaft erheblich, da das individu-
elle, mit Migration verbundene Lebensrisiko, nicht kalkulierbar ist.73  
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Fassmann und Münz sehen den Informationsaustausch in diesem Bereich 
ebenfalls als migrationsfördernd: die hier ausgetauschten Informationen 
werden durch historische, kulturelle und sprachliche Verbindungen struk-
turiert und durch Kontaktträger, wie etwa Rückkehrer, Migranten auf Hei-
maturlaub und ebenfalls wie nach Galtung, durch die Publikation der Me-
dien in geografisch und sozial entfernte Regionen getragen. So können 
Sprachkenntnisse und Bildungshintergründe die Migration erheblich be-
günstigen. Als Beispiel dafür nennen die beiden Autoren die Migration in 
ehemalige Kolonialmächte. Die Kolonialbeziehungen spielen bis heute 
eine große Rolle für das Migrationsgeschehen, da sich vor allem die 
Migranten in den zahlreichen Ländern der Dritten Welt an den ehemaligen 
europäischen Kolonialmächte ökonomisch und kulturell orientieren. 
Zugleich helfen bereits im Zielland bestehende soziale und ethnische 
Netzwerke bei der Integration von Neuzuwanderern.74   
 
3.2.3 Politische Disparitäten 
Politische Disparitäten gehören ebenfalls zu den Ursachen der Migrati-
onsbewegungen. Darunter sind vor allem „push“-Faktoren wie etwa die 
Instabilität der Herkunftsländer, binnen- und zwischenstaatliche Kriege, 
Staatsstreiche oder Revolutionen, politische Verfolgung und andauernde 
Missachtung grundlegender Menschen- und Bürgerrechte in etlichen Her-
kunftsstaaten, aber auch ethnische Konflikte zu verstehen. Die einschlägi-
ge Literatur bezeichnet die aus diesen Gründen in Bewegung gesetzte 
Migration als Ergebnis der herrschenden Gewalt und somit „Massen-
zwangsmigration“. Die Flüchtlingsmigration aus den Entwicklungsländern 
in die Industrieländer ist ein erstklassiges Beispiel dafür. Die Menschen 
können ihren Widerspruch zu bestehenden Verhältnissen durch Abwande-
rung in die politisch stabileren Staaten in Hoffnung auf Sicherheit de-
monstrieren. Sie haben auch das völkerrechtlich anerkannte Recht auf 
Auswanderung. Jedoch steht diesem Menschenrecht kein komplementä-
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res Recht auf Einwanderung gegenüber.75 So sind die politischen Regula-
tive der Zielstaaten als „pull“-Faktoren ebenfalls von entscheidender 
Bedeutung für Migration. Rechtliche Regelungen und politische 
Maßnahmen prägen durch ihre Restriktion die Migrationsströme. So 
sorgen verschärfte Ausländer- und Asylpolitik, restriktive Erteilung von 
Visa und Kontrollen der EU-Außengrenzen für deren Beschränkung. 
 
3.2.4 Geografische Nähe 
Des Weiteren spielt die geografische Lage eines Ziellandes eine große 
Rolle im Migrationsgeschehen. Die Nähe von Herkunfts- und Zielgebieten 
erleichtert den Migrationsentschluss insofern, da sie das Risiko und die 
Kosten der Auswanderung reduziert.76 Trotz der geöffneten Grenzen zu 
den neuen EU-Ländern bleibt Deutschland aufgrund seiner geografischen 
Situation zunächst das erste Anlauf- und Aufenthaltsland für Westimmig-
ranten aus den Ländern Ost- und Südosteuropas, aber auch aus Afrika 
und Asien.77  
 
3.2.5 Zusammenfassung 
Galtung fasst die Migrationsursachen in sechs Hypothesen zusammen, 
die eine allgemeine Richtung der massenhaften Migration vorgeben     
sollen. Migrationen vollziehen sich demnach aus überbevölkerten in un-
terbevölkerte, aus ressourcenarmen in ressourcenreiche Regionen, aus 
Regionen mit hohem in Regionen mit niedrigem Bevölkerungswachstum, 
aus Regionen mit niedrigem in Regionen mit hohem Menschenrechts-
standard sowie ökonomischem Wohlstand und schließlich aus Regionen 
mit niedriger in Regionen mit hoher kultureller Identität. Wobei das Letzte-
re die fehlende Sinnstiftung und den daraus entstehenden hohen Alkohol- 
und Drogenkonsum innerhalb der Bevölkerung eines Landes meint.78  
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Diese Hypothesen sind jedoch nicht allgemeingültig und geben tatsächlich 
nur die grobe Richtung der heutigen Migrationsbewegungen an. 
 
Letztendlich können Wanderungsprozesse aller Art, die das Ergebnis 
komplexen menschlichen Verhaltens in sehr unterschiedlichen Entschei-
dungssituationen sind, kaum in einem allgemeingültigen Modell erklärt 
werden. Der Entschluss, zu wandern, ist auf ein ganzes Bündel von Fakto-
ren, Ursachen, Beweggründen und Konstellationen zurückzuführen.79 
Schließlich kann man das heutige Wanderungsgeschehen nicht statistisch 
erfassen, weil es eben von individuellen Einstellungen, Vorstellungen, Er-
wartungen und Verhaltensweisen der Migranten vor, während und nach 
der Migration abhängig ist. Darüber hinaus ist die Leidensfähigkeit ebenso 
wie die Bereitschaft zum Risiko, die jeder Entscheidung zur Migration   
vorausgeht, individuell und kollektiv sehr unterschiedlich ausgeprägt.80  
 
Die dieser Arbeit als Schwerpunkt zugrunde liegende Asylbewerbermigra-
tion wird ebenfalls von einer Vielzahl Push- wie Pull-Faktoren verursacht. 
Sicherlich spielen alle oben aufgezeigten möglichen Ursachen eine       
gewisse Rolle bei dem Entschluss zur Migration, doch eher in ihrer Ge-
samtheit als einzeln. Die Dominanz der Pull-Faktoren gegenüber den 
Push-Faktoren wäre bei dieser Art der Migration jedoch zu bejahen. Denn 
auch wenn die menschenunwürdige Armut und Instabilität der Herkunfts-
länder der Asylbewerber ein wichtiger Push-Faktor ist, wandern nicht die 
Ärmsten, die die Mittel für weite Reisen und Schlepperdienste nicht auf-
bringen können.81 Bereits dem sprunghaften Anstieg der Asylmigration in 
den 1990er Jahren lag zunehmend auch eine im weiteren Sinne ökonomi-
sche Motivation zugrunde, ohne dabei die Bedeutung von politischer Ge-
walt und Verfolgung schmälern zu wollen. Dies ist vor allem auf die un-
gleich verteilten Faktoren Wohlstand und Lebenschancen in der Weltge-
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sellschaft zurückzuführen. „Ein großer Personenkreis migriert, um den un-
befriedigenden sozioökonomischen Konditionen in den Heimatländern zu 
entgehen. Menschen aus der außereuropäischen Peripherie sehen keine 
für sie adäquaten inländischen Lebensperspektiven und nutzen die Chan-
ce zur Wanderung in die Zentren der internationalen Weltwirtschaft.“82 Da 
Deutschland ein solches Zentrum darstellt, wird es auch in Zukunft ein 
Zielland mit all den anziehenden Pull-Faktoren für die Immigranten aus 
der ganzen Welt, aber vor allem aus Entwicklungsländern, bleiben.   
 
3.3 Migrationsprobleme  
Es ist kein Geheimnis, dass das Leben der Mehrheit von Migranten in 
Aufnahmeländern mit Problemen behaftet ist, was vor allem auf den 
Migrationshintergrund selbst und die Zugehörigkeit zu einer Minderheit 
zurückzuführen ist. Das Ziel dieses Kapitels ist jedoch nicht die Vorstel-
lung der vielfältigen Theorien und Analysen der psychosozialen Folgen 
der Migration, sondern vielmehr die Benennung der wesentlichen sozio-
kulturellen und wirtschaftlichen Migrationsprobleme der Asylbewerber in 
der deutschen Gesellschaft, die nachfolgend aufgezeigt werden.  
 
3.3.1 Räumliche Konzentration und soziale Segregation 
Die Räumliche Konzentration und soziale Segregation der Migranten im 
Aufnahmeland gehören zu den zentralen Problemen der Migrationsbewe-
gungen. Auch die Asylbewerber in Deutschland sind von dieser Entwick-
lung betroffen. So ist häufig die räumliche Konzentration und Absonderung 
der Asylbewerber in die suburbanen städtischen Siedlungsgebiete zu be-
obachten.83 Während die abgelehnten Asylbewerber anfangs dieses Phä-
nomen nicht beeinflussen können, leben die anerkannten Asylbewerber 
oft räumlich getrennt und gleichzeitig isoliert von anderen Bevölkerungs-
gruppen in Deutschland. Es bilden sich so genannte ethnische Gruppen, 
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die durch gemeinsame Erinnerungen, Traditionen und Konventionen zu-
sammengehalten werden, wobei unter Ethnizität die gefühlsmäßige Volks-
zugehörigkeit zu verstehen ist.84 Diese Tatsache ist vor allem mit der 
schwachen ökonomischen Ausgangssituation der Asylbewerber zu be-
gründen. Sie sind aus diesem Grund in besonderem Ausmaß dem sozia-
len Mechanismus der räumlichen und sozialen Selektion und Segregation 
in unserer Gesellschaft ausgesetzt. Zudem streben die Asylbewerber wie 
auch die restlichen Immigranten nach Pflege und Erhaltung ihrer ethni-
schen und kulturellen Eigenwertigkeit sowie Besonderheit, indem sie kul-
turelle und soziale Organisationen in den ethnisch konzentrierten Teil-
räumen bilden. So entstehen ganze Siedlungsgebiete mit ghettoartigen 
Lebensweisen, die den ethnischen Segregationsprozess nur noch ver-
stärken. Die anerkannten und später auch die abgelehnten Asylbewerber 
lassen sich vorzugsweise dort nieder, wo bereits ihre Familienangehöri-
gen, Verwandten, Bekannten oder Landsleute leben. Die einschlägige Li-
teratur bezeichnet dieses Verhaltensmuster auch als Kettenmigration und 
begründet es mit der Hoffnung dieser Personen auf familiäre bzw. lands-
mannschaftliche Unterstützung bei der Eingliederung in die Aufnahmege-
sellschaft.85  
 
3.3.2 Diskriminierung am Wohnungsmarkt 
Die Diskriminierung am Wohnungsmarkt ist ein weiteres Problem der 
Migrantengruppen in Deutschland, wobei unter Diskriminierung Ungleich-
behandlungen zu verstehen sind, die wegen oder aufgrund bestimmter 
Kriterien erfolgen und Gleichheits- und Gleichbehandlungsgrundsätzen 
mittelbar oder unmittelbar und mit unterschiedlicher Intensität widerspre-
chen.86 Die Ausführungen von Han über die Arbeitsmigranten, die mit die-
sem Problem konfrontiert werden, sind analog auf die Asylbewerber, die 
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sich auf der Wohnungssuche befinden, übertragbar. Demnach sind die 
Arbeitsmigranten generell interessante Mieter, weil sie bereit sind, höhere 
Mieten zu zahlen, um überhaupt einen geeigneten Wohnraum zu finden. 
Dennoch haben die Vermieter Vorbehalte gegen sie, weil sie häufig von 
den Einheimischen als Mitbewohner nicht akzeptiert werden. Um den 
Auszug deutscher Mieter nicht zu provozieren und vor allem den Objekt-
wert zu erhalten, entscheiden sich die Vermieter unabhängig von ihrer 
persönlichen Einstellung oftmals gegen die ausländischen Mieter. Somit 
kommt es zur Ausgrenzung und Diskriminierung der Ausländer auf dem 
Wohnungsmarkt. Dies lässt sich bereits in vielen Anzeigen deutscher Ta-
geszeitungen mit Formulierungen wie etwa „nur an Deutsche“ belegen. 
Die transitorischen Zonen der Großstädte, die durch unmittelbare Nähe 
zur Stadt und alte zum Teil leer stehende Häuser gekennzeichnet sind, 
werden zur geeigneten Wohnplattform für Ausländer, die dem Wettbewerb 
auf dem Wohnungsmarkt ausgewichen sind. Die damit verbundene räum-
liche Konzentration von Immigranten aller Art auf einem bestimmten Raum 
hat ihre Ursachen auch in der sozialen Ungleichheit und ist nicht nur auf 
die freiwillige Entscheidung dieses Personenkreises zurückzuführen. 
 
3.3.3 Soziale Ungleichheit und Arbeitsmarktsituation 
Die soziale Ungleichheit selbst stellt ein Problem der Asylbewerber dar 
und ist gleichzeitig die Ursache für viele andere damit verbundenen Prob-
leme. Treibel bezeichnet die soziale Ungleichheit als gesellschaftliche Un-
terschiede bezüglich Macht, Einkommen und beruflichem Status zwischen 
verschiedenen Schichten einer Gesellschaft. Demzufolge gehören die 
Ethnitisierung und Unterschichtung im Umgang der Aufnahmegesellschaft 
mit den Zugewanderten zusammen. Die Autorin begründet diese Aussage 
mit der dauerhaften Positionierung von Zugewanderten auf den unteren 
Beschäftigungspositionen.87 Grundsätzlich werden Zuwanderer, gleich-
gültig ob sie Asylbewerber oder restliche Migranten sind, als Konkurrenten 
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auf dem Arbeitsmarkt gesehen.88 Gleichzeitig stellen sie auch das Druck-
mittel der Unternehmen gegenüber den Forderungen der einheimischen 
Arbeiter wie etwa nach höheren Löhnen dar, sodass sich ihr Unbeliebt-
heitsstatus in der Arbeitswelt der Aufnahmegesellschaft nur noch verfes-
tigt. Zudem haben die Unternehmen beim Einstellen der Migranten als 
unterbezahlte Arbeitskräfte erhebliche Gewinnvorteile. Dies ist jedoch nur 
in den Berufsfeldern mit geringen Qualifikationen möglich, die wiederum 
für die Einheimischen nicht attraktiv sind. Die Mehrzahl der Arbeitnehmer 
mit Migrationshintergrund ist in Berufsbranchen mit schlechten Arbeitsbe-
dingungen, ungeregelten Arbeitszeiten, schlechter Bezahlung und kaum 
Aufstiegschancen tätig. Die Migrationsforscher nennen die Gesamtheit 
solcher Branchen ethnische Enklavenwirtschaft. Die Konkurrenzfähigkeit 
der Migranten auf dem Arbeitsmarkt schwindet jedoch mit den Tätigkeiten, 
die höheren Qualifikationsgrad fordern. Auch wenn die Migranten sich mit 
zunehmender Anstrengung um einen Arbeitsplatz außerhalb der ethni-
schen Enklavenwirtschaft bemühen, gelingt es nur den Wenigsten von 
ihnen sich gegen die Einheimischen durchzusetzen.89 Nicht zuletzt des-
halb spricht die einschlägige Literatur auch im Bezug auf den Arbeitsmarkt 
mehrmals von herrschender Diskriminierung.90 
 
3.3.4 Arbeitslosigkeit 
Ein weiteres Problem der Asylbewerber ist die hohe Arbeitslosigkeit, die in 
einem engen Zusammenhang mit der vorher genannten sozialen Un-
gleichheit und der vorliegenden Arbeitsmarktsituation steht. Die Ursache 
für ihr Entstehen liegt ebenfalls in der Diskriminierung der ausländischen 
Arbeitskräfte am Arbeitsmarkt. Dabei ist nicht die Diskriminierung am Ar-
beitsplatz, sondern viel mehr die Ungleichbehandlung im Bereich der 
Neuanstellungen von entscheidender Bedeutung. Die Migrationsforschung 
stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die Nationalität, nach Qualifika-
tion und Alter die drittgrößte Auswirkung auf die Arbeitslosigkeit der Aus-
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länder hat.91 Ähnlich wie auf dem Wohnungsmarkt werden die Einheimi-
schen häufig den Ausländern vorgezogen. Dies ist vor allem im Banken- 
und Versicherungsbereich der Fall, aber auch bei kleineren Unterneh-
men.92 Aufgrund des erschwerten Arbeitsmarktzugangs hat dieser 
Personenkreis weniger Chancen auf eine Beschäftigung und ist 
gezwungen, in bestimmte Berufe und Branchen auszuweichen, die 
wiederum für die Einheimischen aufgrund ihrer weniger lukrativen 
Bezahlung und schlechteren Arbeitsbedingungen unattraktiv sind. Die 
Folge ist auch hier die untergeordnete Position der Zuwanderer auf dem 
Arbeitsmarkt. Diese Situation wird zunehmend durch die steigenden 
Anforderungen an die Qualifikation der Arbeitskräfte und den 
Beschäftigungsabbau im Bereich der ungelernten Tätigkeiten verschärft, 
zumal die im Herkunftsland erworbenen Qualifikationen der Migranten der 
Konkurrenz auf dem deutschen Arbeitsmarkt nicht standhalten können.  
 
3.3.5 Soziale Position und Vorurteile 
Die Stellung der Asylbewerber in unserer Gesellschaft ist auf der Hierar-
chieskala ziemlich weit unten. Diskriminierung, Vorurteile, Fremdenfeind-
lichkeit bis hin zu Gewalt prägen das alltägliche Leben dieser Personen. 
Vor allem das in den Medien verbreitete schlechte Bild der Ausländer er-
schwert das Leben aller Migrantengruppen in Deutschland. Im Folgenden 
soll die Rolle der Vorurteile als ein vorhandenes Problemfeld und ihre  
Auswirkungen auf das Leben der ausländischen Bevölkerung in unserer 
Gesellschaft aufgezeigt werden.  
 
Wie bereits dargestellt, besitzen die Ausländer im Vergleich zu Einheimi-
schen häufig einen niedrigeren sozialen Status. Dieser objektiv wahr-
nehmbare Unterschied führt zur Bildung von Vorurteilen. Den Ausländern 
werden negative Eigenschaften und Merkmale zugeschrieben, die ihrer-
seits zu Benachteiligung, Meidung persönlicher Kontakte und herab-
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lassendem Verhalten gegenüber dieser Personengruppe führen. Die ein-
schlägige Literatur äußert sich sehr kritisch gegenüber Presse und Fern-
sehen, die die Vorurteile durch eine Vielzahl an negativen Berichten ver-
stärken sollen.93 Danach scheint das in den Medien verbreitete Bild der 
Ausländer unter einem „Negativsyndrom“ zu leiden, dessen Wirkung eher 
vorurteilsverstärkend als vorurteilslösend ist. Medienforscher kritisieren 
das zum Teil mangelnde Bewusstsein der Medien über die Folgen ihrer 
rügevollen Berichterstattungen und machen sie für die verstärkte Ausbrei-
tung fremdenfeindlicher Übergriffe verantwortlich. Zwar soll ihrer Meinung 
nach über die Konflikte und Gewalttaten berichtet werden, jedoch ohne 
dabei auf die Nationalität der Täter einzugehen. Sie begründen es vor al-
lem mit dem fehlenden Ausgleich durch positive Berichterstattung über 
Ausländer. Darüber hinaus sollen die Informationen ein irritierendes und 
überdramatisiertes Bild der Ausländer erzeugen, das realitätsfern sei. 
 
Kritische Stimmen machen aber auch die Politik für das „Schubladen-
Denken“ unserer Gesellschaft verantwortlich.94 Sie würde bewusst durch 
negative Meinungsmache und Vermischung der in diesem Bereich vor-
handenen Sachlagen und Probleme die bereits ohnehin vorhandenen 
Vorurteile und Ängste eines großen Teils der Mehrheitsbevölkerung mobi-
lisieren und als berechtigt erscheinen lassen. Die Folge ist, dass die in 
Deutschland lebenden Ausländer als Kollektiv und nicht als einzelnes In-
dividuum betrachtet werden. Im Umgang mit diesen Personen fehlt es 
somit häufig an individueller Behandlung und Einstellung, zumal deren 
Vorhandensein sicherlich zur Auflösung pauschaler Vorurteile beitragen 
würde.95   
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3.3.6 Fremdenfeindlichkeit  
Auch Fremdenfeindlichkeit gehört zu den Migrationsproblemen der Asyl-
bewerber als Teil der ausländischen Bevölkerung in Deutschland. Die his-
torischen Erfahrungen verschiedener Länder zeigen, dass die Beziehun-
gen zwischen Einheimischen und Einwanderern zum Teil von sozialen 
und rassischen Spannungen und Konflikten begleitet wurden. Insbesonde-
re bei Eintreten bestimmter gesellschaftlicher Lebensbedingungen scheint 
die Fremdenangst der Einheimischen häufig in Fremdenfeindlichkeit ge-
genüber den Einwanderern überzugehen.96 So kann beispielsweise die 
hohe Arbeitslosigkeit innerhalb eines Landes Fremdenfeindlichkeit auslö-
sen. Die Konkurrenz um weniger werdende Arbeitsplätze ist ein wesentli-
cher Grund für Ausländerfeindlichkeit, obgleich viele in diesem Bereich 
durchgeführte Studien mehrmals nachgewiesen haben, dass Ausländer 
den Inländern keine Arbeitsplätze wegnehmen.97 Auch die quantitative 
Zunahme der ausländischen Bevölkerung kann die Toleranzschwelle der 
Einheimischen überschreiten, wobei die Toleranzgrenze durch die jeweili-
ge soziale Stimmungslage innerhalb eines Landes bestimmt wird.98 Die 
Zunahme fremdenfeindlicher Übergriffe Anfang der 1990er Jahre, als die 
Asylbewerberzahlen, aber auch die Zahl der zugewanderten Aussiedler 
ihre Rekordhöhen erreichten, belegen diese Tatsache.99 Fremdenfeind-
lichkeit in Deutschland ist ein aktuelles Thema, das häufig zum Gegens-
tand der Diskussionen in den Medien, Politik und der Bevölkerung wird. 
Vor allem die gewalttätigen Übergriffe gegenüber Ausländern in ostdeut-
schen Regionen in den vergangenen Jahren sind beunruhigend. Die 
Fremdenfeindlichkeit äußert sich darüber hinaus auch in Form von offener 
und aggressiver Diskriminierungen durch rechtsextremistisch, ausländer-
feindlich und rassistisch orientierte Propaganda und Aktivitäten.100 
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3.3.7 Zusammenfassung 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Asylbewerber als Teil 
der ausländischen Bevölkerung mit einer Vielzahl an Problemen in der 
deutschen Gesellschaft konfrontiert werden, die auf ihren Migrationshin-
tergrund zurückzuführen sind, ohne dabei die vorhandenen Integrations-
probleme zu erwähnen. Aufgrund der bestehenden Distanz zur einheimi-
schen Bevölkerung und der Außenseiterposition der Ausländer haben sie 
wenige Chancen, diese Situation zu verändern. Eine grundlegende Ver-
änderung wäre nur mit Bemühungen beider Seiten zu erreichen. Um die 
Ausländer nicht als Gefahr zu sehen, müsste die Mehrheitsbevölkerung 
das Fremde nicht gleichzeitig als Problem definieren.101 Vor allem im Be-
reich der Asylbewerbermigration, die allgegenwärtig ist und bleibt, gelten 
die „Neuen“ in unserer Gesellschaft als enorme Belastung und das nicht 
zuletzt wegen hoher administrativer Kosten und Folgekosten für Unter-
bringung und Versorgung. Sicherlich gibt es eine Vielzahl von Fällen, die 
den verbreiteten Vorurteilen entsprechen und diese mit ihrem Verhalten 
bestätigen, dennoch sollten staatliche Institutionen, Massenmedien aber 
auch jeder einzelne Bürger dazu beitragen, dass eine Differenzierung der 
Ausländer vorgenommen wird und dieser Personenkreis auch individuell 
betrachtet wird. Eine individuelle Auseinandersetzung mit diesem Perso-
nenkreis würde vor allem zum Abbau der Ängste der Einheimischen, ei-
nem besseren Image der Asylbewerber und der restlichen ausländischen 
Bevölkerung in der Gesellschaft der Bundesrepublik führen sowie deren 
Diskriminierung verhindern, die häufig unbewusst aufgrund der Rolle des 
betroffenen Personenkreises in unserer Gesellschaft stattfindet.  
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4  Rechtliche Grundlagen des Bleiberechts 
4.1 Neuer Ansatz: Die Regelungen des Bleiberechts 
Die Entwicklung der Asylpolitik seit dem Asylkompromiss zeigt, dass die 
Möglichkeiten der Asylbewerber, ihren Aufenthalt in Deutschland zu si-
chern, grundsätzlich immer geringer werden. Nichtsdestotrotz gab es be-
reits eine Vielzahl von Bleiberechtsregelungen, die in bestimmten Zeitab-
ständen die Möglichkeit zur Aufenthaltslegalisierung für sozial und wirt-
schaftlich integrierte, abgelehnte Asylbewerber geboten haben. Der Ge-
setzgeber reagiert mit der Einführung der Regelungen auf die bestehen-
den aufenthaltsrechtlichen Probleme der abgelehnten Asylbewerber und 
bietet die Möglichkeit des gesicherten Aufenthaltsrechts für die potenziel-
len Bleibeberechtigten.102 
 
4.1.1 Grundsätzliches 
Anlässlich einer hohen Anzahl der seit Jahren in Deutschland lebenden 
ausreisepflichtigen Ausländer, die lediglich geduldet sind, kam es am     
28. August 2007 zu der gesetzlichen Altfallregelung in Form von § 104a 
AufenthG. Ende 2006 lebten etwa 190.000 geduldete Personen im Bun-
desgebiet.103 Nach Auskunft des baden-württembergischen IM lebten am 
Ende des Jahres 2007 ca. 15.150 Geduldete allein in Baden-
Württemberg. Bereits lange im Voraus wurde die Möglichkeit des Bleibe-
rechts auf der Bundes-, Landes- und Kommunalebene diskutiert. Um den 
Hintergrund dieser Diskussion zu beleuchten, bedarf es zunächst einer 
näheren Darstellung des potenziell bleibeberechtigten Personenkreises. 
Die Asylsuchenden stellen unmittelbar nach ihrer Einreise nach Deutsch-
land, häufig auch erst nach Aufdeckung ihres illegalen Aufenthalts auf 
deutschem Gebiet, einen Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter bei 
der zuständigen Behörde. Nach einer Prüfung der von ihnen angegebe-
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nen Einreise- und Asylgründe und der Flüchtlingseigenschaften im Sinne 
der Genfer Flüchtlingskonvention entscheidet das BAMF über den Antrag. 
Sollte ein Flüchtlingsstatus zuerkannt werden, wird dem Betroffenen zu-
nächst ein vorübergehender Schutz im Sinne von Asylanerkennung ge-
währt und er erhält den vorläufigen Status eines anerkannten Asylbewer-
bers in der Bundesrepublik.104 Im Falle einer Antragsablehnung durch das 
BAMF erhält der Betroffene den rechtlichen Status eines abgelehnten  
Asylbewerbers. Die abgelehnten Asylbewerber bekommen im Gegensatz 
zu anerkannten Asylbewerbern keinen Aufenthaltstitel. Sie werden ledig-
lich gemäß § 60a AufenthG geduldet. Das bedeutet, dass sich Duldungs-
inhaber nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten und vollziehbar aus-
reisepflichtig sind. An die Ablehnungsentscheidung des BAMF schließt 
sich in der überwiegenden Mehrheit der Fälle ein lang andauernder, ver-
waltungsgerichtlicher Prozess an.   
 
Die Verwaltungspraxis zeigt, dass sich die abgelehnten Asylbewerber in 
einer Vielzahl der Fälle aus verschiedenen Gründen, die nachfolgend aus-
führlich erläutert werden, lange in Deutschland aufhalten. Häufig integrie-
ren sie sich während der langen Aufenthaltsdauer wirtschaftlich und sozial 
in die deutsche Gesellschaft. Mit der gesetzlichen Altfallregelung wird dem 
Bedürfnis der gut integrierten abgelehnten Asylbewerber nach einer dau-
erhaften Perspektive in Deutschland Rechnung getragen.105  
 
4.1.2 IMK-Bleiberechtsregelung und gesetzliche Altfallregelung  
Die Einführung der gesetzlichen Altfallregelung im Rahmen der Reform 
des Zuwanderungsgesetzes ermöglicht den abgelehnten Asylbewerbern, 
die ausreisepflichtig und geduldet sind, sich am 1. Juli 2007 bereits seit 
acht Jahren oder, falls in häuslicher Gemeinschaft mit einem minderjähri-
gen Kind lebend, seit sechs Jahren in Deutschland aufhalten und aller 
Voraussicht nach in der nächsten Zeit nicht abgeschoben werden können 
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einen Aufenthalt mit einem zunächst erteilten Aufenthaltsrecht und einem 
gleichrangigem Zugang zum Arbeitsmarkt. Die Betroffenen können dann 
eine Aufenthaltserlaubnis beantragen. Der Antrag muss spätestens bis 
zum 1. Juli 2008 bei der unteren Ausländerbehörde gestellt werden.106 Die 
Antragsteller und ihre Familien müssen jedoch bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllen, damit sie unter das neue Bleiberecht fallen. Zu einem müs-
sen sie sich bislang rechtstreu verhalten und die Ausländerbehörden nicht 
vorsätzlich getäuscht haben, zum anderen ein Mindestmaß an Integration 
zeigen. Sie müssen beispielsweise über ausreichende Deutschkenntnisse, 
ausreichend Wohnraum und eine Erwerbstätigkeit verfügen. Während 
nach dem der gesetzlichen Altfallregelung vorausgegangenem IMK-
Bleiberecht nur die Erwerbstätigen eine Aufenthaltserlaubnis erhalten ha-
ben,107 räumt die gesetzliche Altfallregelung eine Übergangsfrist zur Ar-
beitsplatzsuche bis zum 31. Dezember 2009 ein und eine weitere Über-
gangsfrist für den Nachweis der Deutschkenntnisse bis zum 1. Juli 2008. 
So wird im Rahmen der gesetzlichen Altfallregelung auch ohne die vorlie-
gende Erwerbstätigkeit zunächst eine Aufenthaltserlaubnis auf Probe er-
teilt. Im Anschluss an die vorgegebene Frist zur Arbeitssuche besteht die 
Möglichkeit der Aufenthaltserlaubnisverlängerung, wenn ein festes Ar-
beitsverhältnis nachgewiesen wird, der Asylbewerber in der eingeräumten 
Zeitspanne überwiegend erwerbstätig war, sein Lebensunterhalt ohne In-
anspruchnahme von Sozialleistungen gesichert ist und zu erwarten ist, 
dass er auch in Zukunft gesichert sein wird. Im Umkehrschluss kommt es 
zu keiner Aufenthaltserlaubnisverlängerung. Als Ausnahme erhalten die 
gut integrierten Kinder ab 14. Lebensjahr unter erleichterten Vorausset-
zungen ein eigenständiges Aufenthaltsrecht nach § 104b AufenthG. Die 
Altfallregelung stellt somit eine Erweiterung der von der IMK am 17. No-
vember 2006 beschlossenen Bleiberechtsregelung dar. Diese hatte sich 
bereits der Problematik der gut integrierten langjährig Geduldeten ange-
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nommen. Im Rahmen der IMK wurde ein sicheres Aufenthaltsrecht für die 
Betroffenen, ihre nachhaltige Integration in die deutsche Gesellschaft so-
wie eine gesetzliche Regelung, die die Zuwanderung in die Sozialsysteme 
vermeiden soll, gefordert. Die Altfallregelung entspricht ihrem Regelungs-
inhalt nach diesen Erwartungen, in dem sie durch die eingeräumten Über-
gangsfristen und der Aufenthaltserlaubnis auf Probe die soziale und wirt-
schaftliche Integration der potentiellen Bleiberechtsberechtigten fördert. 
Die bereits nach der IMK-Bleiberechtsregelung erteilten Aufenthaltser-
laubnisse werden von der Altfallregelung zunächst nicht berührt. Für deren 
Verlängerung gelten jedoch die Vorschriften des § 104a Abs. 5 Auf-
enthG.108  
 
Im Zuge der Neuregelung kam es darüber hinaus zur Änderung weiterer 
Vorschriften, die geduldete Ausländer betreffen. So erhalten die Gedulde-
ten nach einem vierjährigen Aufenthalt einen gleichrangigen Arbeitsmarkt-
zugang, die regionale Residenzpflicht wird gelockert, die Dauer des Be-
zugs abgesenkter Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
wird angehoben.  
 
4.2 Bedeutung der Integration im Asylbewerberbereich 
Um die Besonderheit der Integration im Asylbewerberbereich aufzuzeigen, 
bedarf es zunächst einer Untersuchung des Zusammenhangs zwischen 
bestehenden Beschränkungen der Aufenthaltsausgestaltung der abge-
lehnten Asylbewerber und deren möglichen Auswirkungen auf die Integra-
tion des betroffenen Personenkreises. Dieses wird im Kapitel 4.2.1 vorge-
nommen. Anschließend werden im Kapitel 4.2.2 die integrativen Voraus-
setzungen der gesetzlichen Altfallregelung als das vom Gesetzgeber er-
wartete Mindestmaß an Integration aufgezeigt und erläutert. 
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4.2.1 Beschränkungen der Aufenthaltsgestaltung und ihre  
Auswirkungen auf die Integration der Asylbewerber 
Die europäischen Aufnahmeländer stellen heute ihre rechtlichen, politi-
schen und sozialen Bedingungen für dauerhafte Aufenthalte von Migran-
ten unter das Vorzeichen der Integration.109 Der abgelehnte Asylbewerber 
soll jedoch nicht dauerhaft in Deutschland ansässig werden. Im Bereich 
der Asylbewerbermigration wird daher seitens der Gesetzgebung alles 
daran gesetzt um die Aufenthaltsverfestigung und entsprechend auch die 
Integration des betroffenen Personenkreises zu verhindern. Nachstehend 
sollen die Beschränkungen für die Ausgestaltung des Aufenthalts aufge-
zeigt und ihre Auswirkungen auf die Integration der betroffenen Personen 
untersucht werden.  
 
4.2.1.1 Duldung 
Nach einer Ablehnung des Asylantrags kann eine Vielzahl der abgelehn-
ten Asylbewerber nicht abgeschoben werden. Dafür gibt es unterschiedli-
che Gründe, wie etwa das Fehlen der entsprechenden Rückreisedoku-
mente, geltend gemachte Krankheiten, Stellen der Asylfolgeanträge usw. 
Diese werden im Rahmen der Ausführungen zum Spannungsverhältnis 
zwischen dem Willen des Gesetzgebers und der tatsächlichen Situation 
der abgelehnten Asylbewerber näher beleuchtet. Während des Aufenthal-
tes in der Bundesrepublik werden die abgelehnten Asylbewerber lediglich 
geduldet.110 Eine Duldung wird nach § 60a AufenthG mit einer Gültigkeits-
dauer von mindestens einem Monat und höchstens sechs Monaten an 
abgelehnte Asylbewerber von der unteren Ausländerbehörde auf Weisung 
der Regierungspräsidien erteilt.111 Damit wird die vorübergehende Ausset-
zung der Abschiebung des Ausländers angeordnet. Ihrem Charakter nach 
stellt die Duldung keinen selbstständigen Aufenthaltstitel dar. Sie dient 
insbesondere der Verhinderung der Aufenthaltsverfestigung. Die kurze 
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 Bade, Klaus J./ Bommes, Michael/ Münz, Rainer, Hrsg., Migrationsreport 2004,  
     Frankfurt am Main, 2004, S. 9  
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 Die Verfasserin verweist in diesem Zusammenhang auf Kapitel 3.1.4. 
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Gültigkeitsdauer einer Duldung bezweckt eine Kontrollmöglichkeit des 
Geduldeten, da der Betroffene für deren Erteilung die zuständige Behörde 
aufsuchen und dort vorsprechen muss. Im Rahmen dieser Vorsprache-
pflicht können weitere Maßnahmen, wie etwa Übergabe bzw. Ausfüllen 
verschiedener Dokumente bis hin zur Festnahme bei Gefahr des Unter-
tauchens, verknüpft werden. Mit der befristeten Gültigkeit der Duldung soll 
dem Geduldeten vor allem seine Ausreisepflicht vor Augen geführt wer-
den. Darüber hinaus wird gleichzeitig auf seine Mitwirkungspflicht und auf 
mögliche Sanktionen bei der Nichtmitwirkung hingewiesen. Um den Voll-
zug der Abschiebung zu sichern, enthält die Duldung einen Hinweis auf 
deren Erlöschen, sobald der Ausländer mit dem Beginn der Zwangsmaß-
nahme über die Abschiebung in Kenntnis gesetzt wird.  
  
4.2.1.2 Räumliche Beschränkung des Aufenthalts 
Um die Erreichbarkeit des Geduldeten für die Behörde zu sichern, die Ver-
festigung des Aufenthalts und das mögliche Untertauchen zu verhindern, 
erteilen die unteren Ausländerbehörden im Auftrag der Regierungspräsi-
dien eine räumliche Beschränkung des Aufenthalts auf das Gebiet eines 
Bundeslandes gemäß § 61 Abs. 1 AufenthG als Nebenbestimmung der 
Duldung. Demnach dürfen die betroffenen Personen, die ihnen zugewie-
senen Grenzen eines Bundeslandes grundsätzlich nicht verlassen. Eine 
Ausnahme in Form der Verlassenserlaubnis kann aus wichtigen Gründen 
vorübergehend erteilt werden. Auf Antrag können die Geduldeten eine 
Umverteilung aus wichtigen Gründen beantragen.  
 
4.2.1.3 Wohnsitzauflage 
Die Duldung ist in der Regel mit einer Wohnsitzauflage verbunden. Sie 
beschränkt die Möglichkeit der Wohnungsnahme des Geduldeten auf ei-
nen bestimmten Wohnsitz wie z.B. die Gemeinschaftsunterkunft. Dies soll 
insbesondere die behördliche Postzustellung und die Erreichbarkeit der 
abgelehnten Asylbewerber gewährleisten, aber auch die finanzielle Belas-
tung der öffentlichen Haushalte in Grenzen halten, da die Gemeinschafts-
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unterkunft eine vergleichsweise günstige Unterbringungsmöglichkeit der 
Asylbewerber für die Bundesrepublik darstellt. Aus wichtigen Gründen 
können die Geduldeten eine Umverteilung auf einen anderen Wohnsitz 
beantragen.  
 
4.2.1.4 Verbot der Erwerbstätigkeit 
Eine selbstständige und nicht selbstständige Erwerbstätigkeit wird eben-
falls als eine Nebenbestimmung der Duldung von den unteren Ausländer-
behörden im Auftrag der Regierungspräsidien nicht gestattet. Grundsätz-
lich kann ein Ausländer einer Erwerbstätigkeit nachgehen, wenn er einen 
Aufenthaltstitel besitzt. Den abgelehnten Asylbewerbern kann daher nur 
unter den Voraussetzungen des § 10 bzw. 11 BeschVerfV in Verbindung 
mit einer Duldung die Erlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt 
werden. Diese kann gemäß § 13 BeschVerfV hinsichtlich der Lage und 
Verteilung der Arbeitszeit, aber auch der beruflichen Tätigkeit sowie zeit-
lich beschränkt werden.112 Ein gesetzlicher Anspruch auf Ausübung einer 
Beschäftigung besteht für Geduldete nicht. 
 
4.2.1.5 Finanzielle Leistungen 
Die Versorgung der Asylbewerber richtet sich für die Dauer ihres Aufent-
haltes in Deutschland nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.113 Sie er-
halten neben Sachleistungen wie etwa Hygieneartikel, Lebensmittel, Klei-
dung und Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften auch einen gerin-
gen Bargeldbetrag, das so genannte Taschengeld. Darüber hinaus wer-
den ihnen umfassende Leistungen zur Behandlung akuter Erkrankungen 
und Schmerzen sowie bei Schwangerschaft und Geburt gewährt. Die 
gesamten Leistungen belaufen sich auf ungefähr 75 bis 80% der 
Leistungen nach dem SGB XII.114 Die Ausstattung der Asylbewerber bis 
auf das Notwendigste, soll ebenfalls keinen Freiraum für die Integration 
und Aufenthaltsverfestigung bieten.  
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 Vgl. Musterduldung 2, vgl. Anlage 9 
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4.2.1.6 Zusätzliche Sanktionen  
Den Behörden stehen darüber hinaus bestimmte Sanktionsmittel zur Ver-
fügung, die im Falle der Nichtmitwirkung bei aufenthaltsbeendenden Maß-
nahmen sowie bei Verletzung der ausländerrechtlichen Vorschriften an-
gewandt werden können. Dazu gehören u.a. Kürzung des Taschengeldes, 
Entziehung der Erlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung, Verkürzung 
der Geltungsdauer einer Duldung, Begrenzung der räumlichen Beschrän-
kung auf den Land- bzw. Stadtkreis aber auch Erteilung einer Meldeaufla-
ge. Im Falle der zuletzt genannten Sanktionsmöglichkeit wird dem Gedul-
deten eine Meldepflicht bei der angewiesenen Institution wie etwa Ge-
meindeverwaltung, untere Ausländerbehörde oder Gemeinschaftsunter-
kunft auferlegt, die er in bestimmten Zeiträumen einzuhalten hat. Diese 
Maßnahme dient der Kontrolle des Betroffenen bezüglich seines mögli-
chen Untertauchens. Weitere Sanktionsmöglichkeiten bestehen in der Ab-
lehnung der Anträge auf Umverteilung und Verlassenserlaubnis.  
 
4.2.1.7 Auswirkungen auf die Integration  
 Die Duldung als Nachweis für den rechtlichen Status des Geduldeten, 
ihre Nebenbestimmungen und mit ihr verbundene Auflagen und Sanktio-
nen wirken sich erheblich auf die Integration der abgelehnten Asylbewer-
ber aus. Im Folgenden werden diese Auswirkungen untersucht und in ihrer 
Allgemeinheit zusammenfassend aufgezeigt.  
 
Mit einem Beschäftigungsverbot oder einer nur beschränkten Erlaubnis 
zur Ausübung einer Beschäftigung erscheint die wirtschaftliche Integration 
der abgelehnten Asylbewerber fast unmöglich, da keine oder sehr geringe 
Möglichkeiten des Arbeitsmarktzugangs für Duldungsinhaber bestehen. 
Die Arbeitgeber stellen kaum jemanden ein, der womöglich eines Tages 
aufgrund einer Abschiebung seiner Arbeit nicht mehr nachgehen kann. 
Darüber hinaus wird durch die räumliche Beschränkung auf das Gebiet 
eines Bundeslandes und die Wohnsitzauflage die Möglichkeit der überre-
gionalen Arbeitssuche und -aufnahme verhindert. Die abgelehnten Asyl-
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bewerber sind somit lediglich „nachrangige“ Arbeitsmarktteilnehmer, zumal 
sie zusätzlich einem strengen Selektionsverfahren durch die Ausländer-
behörde und die Bundesagentur für Arbeit unterworfen sind.115 Somit sind 
sie konkurrenz- und wettbewerbsunfähig. Dies ist auch im Bereich der 
Ausbildung der jüngeren abgelehnten Asylbewerber nicht anders. Bei der 
Auswahl der zukünftigen Lehrlinge wird ein Arbeitgeber zögern, einem 
Jugendlichen eine Lehrstelle zu geben, dessen Aufenthalt möglicherweise 
kürzer ist als die Zeit des Ausbildungsvertrages. Vor allem aber wird der 
Jugendliche selbst abwägen müssen, ob er durch ein Ausbildungsvertrag 
sich an ein festes Ausbildungsverhältnis mit geringem Ausbildungsentgelt 
bindet oder auf eine andere Weise mehr Geld verdienen kann, vor allem 
weil seine Zukunft aufgrund seines rechtlichen Status in der Bundesrepu-
blik weitgehend ungesichert ist.116 Folglich entscheiden sich viele junge 
Geduldete für eine Erwerbstätigkeit und gegen die Ausbildung, und stei-
gen somit häufig in das ethnische Gewerbe ein oder suchen Arbeit im 
Niedriglohnsektor.117 Diese Entscheidung bedeutet im Hinblick auf ihre 
Integration, dass sie weniger Bildungsmöglichkeiten und weniger Möglich-
keiten des Qualifikationserwerbs haben. Gleichzeitig haben sie eventuell 
geringere sprachliche Entwicklungsmöglichkeiten und kaum Kontakte zu 
gleichaltrigen einheimischen Auszubildenden, was sich wiederum auf den 
Aufbau von sozialen Beziehungen zu gleichaltrigen Kreisen der einheimi-
schen Jugendlichen hindernd auswirkt. Hier wird eine Wechselwirkung 
zwischen der wirtschaftlichen und sozialen Integration besonders deutlich. 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Ausübung einer Erwerbstä-
tigkeit bzw. Ausbildung den Aufbau der sozialen Netzwerke in der Auf-
nahmegesellschaft fördern.118 Wenn diese jedoch nur beschränkt oder gar 
nicht für abgelehnte Asylbewerber möglich sind, kommt es häufig zur wirt-
schaftlichen und sozialen Desintegration.  
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 Vgl. Butterwegge, Christoph/ Hentges, Gudrun, Hrsg., S. 246 
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Die soziale und wirtschaftliche Integration werden zusätzlich durch die 
räumliche Beschränkung und die Wohnsitzauflage erschwert. Die durch 
diese Maßnahmen entstehende räumliche Konzentration führt häufig zur 
Herausbildung parallelgesellschaftlicher Strukturen.119 Besonders die so-
zialen Kontakte der Duldungsinhaber werden somit auf eine regionale  
Ebene reduziert. Die landsmannschaftlichen Beziehungen aber auch die 
Beziehungen zu Einheimischen außerhalb der zugewiesenen regionalen 
Grenzen können kaum aufgebaut und gepflegt werden. Das führt häufig 
zum Rückzug der abgelehnten Asylbewerber in eigene ethnische      
Gruppen, was folglich vor allem die sprachliche Integration erheblich be-
hindert.  
 
Im Bereich der sprachlichen Integration gibt es darüber hinaus keine staat-
lichen Integrationshilfen und -angebote wie etwa Integrationskurse für die 
abgelehnten Asylbewerber.120 Da für die Betroffenen die teuren Sprach-
kurse kaum bezahlbar sind, können sie sich somit im weitesten Sinne eine 
gute sprachliche Integration nicht leisten. Dabei beeinflusst die sprachliche 
Integration gleichwohl soziale und wirtschaftliche Integration und stellt das 
entscheidende Kriterium für die Integration in eine Gesellschaft dar.  
 
Die geringen zur Verfügung stehenden Bargeldmittel schränken zusätzlich 
die integrativen Prozesse der abgelehnten Asylbewerber erheblich ein. 
Insbesondere ist in diesem Zusammenhang die soziale Integrationsebene 
betroffen. Die abgelehnten Asylbewerber haben kaum Möglichkeiten in 
der Ausgestaltung ihrer Freizeit. Der Zugang zu verschiedenen Orten des 
gesellschaftlichen Lebens wie etwa zu Einrichtungen im kulturellen Be-
reich, aber auch zur Freizeiteinrichtungen, bleibt ihnen häufig aufgrund der 
geringen Bargeldmittel verwehrt.  
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Letztendlich haben die Duldungsinhaber als Teil der ausländischen Bevöl-
kerung und somit „Nichtbürger“ keine Wahlrechte in Deutschland. Diese 
Tatsache erschwert ihre politische Integration insofern, dass sie keine 
Möglichkeiten der Einflussnahme auf politische und gesellschaftliche Ent-
scheidungen und Gestaltungsprozesse haben.121 Folglich kommt es häu-
fig zur politischen Desintegration der Betroffenen, zumal diese durch die 
soziale und wirtschaftliche Desintegration zusätzlich verstärkt wird.  
 
Es gibt eine Reihe weiterer Auswirkungen der Beschränkungen der Auf-
enthaltsausgestaltung auf die Integration abgelehnter Asylbewerber, deren 
Vorhandensein in erster Linie mit der Rechtsstellung des betroffenen Per-
sonenkreises in der Bundesrepublik zu erklären ist. Mit einem Blick auf die 
genannten Maßnahmen lässt sich abschließend feststellen, dass die deut-
sche Asylpolitik und die damit verbundene Gesetzeslage einen Schwer-
punkt auf die Verhinderung der Aufenthaltsverfestigung der abgelehnten 
Asylbewerber in Deutschland legt. Insbesondere im Hinblick auf die Integ-
ration zeigen die genannten Maßnahmen weitgehend Erfolg. Die soziale 
und wirtschaftliche Integration ist unter diesen Umständen mit enormen 
Anstrengungen verbunden und kann nur mit einer starken Integrationsbe-
reitschaft seitens der Betroffenen gelingen.  
 
4.2.2 Integrative Voraussetzungen der Bleiberechts- und  
Altfallregelungen 
Der Gesetzgeber misst der Integration der potenziellen Bleibeberechtigten 
ein großes Gewicht zu. Die Bleiberechts- und Altfallregelungen knüpfen im 
Gegensatz zu den oben genannten Beschränkungen der Aufenthaltsaus-
gestaltung an die Integration an. Im § 104a AufenthG wird inhaltlich be-
stimmt, welche Voraussetzungen die Betroffenen erfüllen müssen um ein 
Bleiberecht in Deutschland zu bekommen. Die Voraussetzungen legen 
somit gleichzeitig das von der Politik erwartete Integrationsmindestmaß 
fest, das ein abgelehnter Asylbewerber in der deutschen Gesellschaft vor-
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zuweisen hat. Nachstehend werden die einzelnen integrativen Vorausset-
zungen der Bleiberechts- bzw. Altfallregelungen erläutert.   
 
4.2.2.1  Fristen als zeitliches Maß an die Integration 
Der Gesetzgeber hat sich in den neuen Bleiberechts- und Altfallregelun-
gen bewusst für eine bestimmte Aufenthaltsdauer, die die potenziellen 
Bleibeberechtigten aktuell zum Stichtag am 1. Juli 2007 vorzuweisen ha-
ben, entschieden. Somit wird deutlich, dass der Gesetzgeber an der Mei-
nung anknüpft, dass die Integrationsprozesse eine gewisse zeitliche Dau-
er benötigen. Er hat sich für eine acht- bzw. sechsjährige Mindestaufent-
haltsdauer entschieden. Die kürzere Frist wurde womöglich aufgrund der 
in der Regel schneller fortschreitenden Integration von Kindern festgelegt. 
Die Befristung der Aufenthaltsdauer war insoweit notwendig, damit die 
Bleiberechts- und Altfallregelung keinen Anreiz für die Verzögerung der 
Aufenthaltsbeendigung bietet, um die Mindestaufenthaltszeiten für das 
Bleiberecht zu erfüllen.  
 
4.2.2.2  Hinreichende mündliche Deutschkenntnisse  
Des Weiteren misst der Gesetzgeber auch der sprachlichen Integration 
ein großes Gewicht zu. Die Beherrschung der deutschen Sprache ist eine 
notwendige Voraussetzung für erfolgreiche Integration in allen ihren Teil-
bereichen.122 Sprachliche Integration ist somit eine wesentliche Voraus-
setzung für die gesellschaftliche Integration.123 Im Umkehrschluss sind 
Sprachdefizite ein wichtiges Integrationshindernis. Die potenziellen Blei-
beberechtigten müssen einfache Beschreibungen über ihr Alltagsleben 
vornehmen, sich in routinemäßigen Situationen verständigen und Alltags-
gespräche verstehen können. Für den Nachweis der hinreichenden münd-
lichen Deutschkenntnisse wurde im Rahmen der gesetzlichen Altfallrege-
lung eine Übergangsfrist bis zum 1. Juli 2008 gesetzt. So können sich die 
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betroffenen Personen innerhalb eines Jahres um den Erwerb der 
Deutschkenntnisse bewusst bemühen, wobei bei noch nicht schulpflichti-
gen Kindern und Personen, die am 31. Dezember 2009 das 65. Lebens-
jahr vollendet haben von dieser Voraussetzung abgesehen werden kann. 
Die Übergangsfrist steht jedoch im Widerspruch zu der Tatsache, dass 
das Bleiberecht nur für gut integrierte Geduldete vorgesehen ist. Demzu-
folge sollten die Betroffenen bereits bei der Antragstellung über ausrei-
chende Deutschkenntnisse verfügen. Können sie dieses Mindestmaß an 
Integration nicht vorweisen, so kann eine gute Integration nicht bejaht 
werden, zumal die sprachliche Integration, wie bereits anfangs mitgeteilt, 
ein entscheidendes Kriterium und eine zwingende Voraussetzung für die 
sonstige Integration ist. 
 
4.2.2.3  Erwerbstätigkeit  
Zu einer wirtschaftlich und sozial gelungenen Integration trägt insbesonde-
re die Teilhabe des betroffenen Personenkreises am Wirtschafts- und Ar-
beitsleben der Aufnahmegesellschaft bei. „Arbeit ist ein integrationsför-
dernder Faktor.“124 Der Gesetzgeber fordert von den potenziellen Bleibe-
berechtigten eine von den öffentlichen Leistungen unabhängige Sicherung 
des eigenen Lebensunterhalts.125 Mit der im § 104a AufenthG geregelten 
Übergangsfrist für den Erwerbstätigkeitsnachweis bis zum 31. Dezember 
2009 gibt der Gesetzgeber all denen, die ihren Lebensunterhalt noch nicht 
eigenständig durch Erwerbstätigkeit sichern, jedoch die übrigen Voraus-
setzungen des § 104a AufenthG erfüllen, die Möglichkeit, sich aktiv um ein 
Arbeitsplatz zu bemühen. Diese Vorgehensweise war notwendig, da die 
Inhaberschaft einer Duldung die Arbeitsplatzsuche erheblich erschwert.126 
Der Gesetzgeber spricht in diesem Fall von einer Aufenthaltserlaubnis auf 
Probe und möchte mit dieser Regelung die Zuwanderung in die Sozialsys-
teme vermeiden sowie den Anreiz zur Arbeitsplatzsuche aufrechterhal-
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ten.127 Die wirtschaftliche Integration im Sinne der Erwerbstätigkeit wirkt 
sich positiv auf die soziale Integration des betroffenen Personenkreises 
aus. Sie trägt häufig zur Verfestigung und Normalisierung der sozialen 
Interaktionen und Kommunikationen in der Aufnahmegesellschaft bei und 
kann auch das Selbstwert- und das Gefühl der Zugehörigkeit zur Aufnah-
megesellschaft steigern. Darüber hinaus schafft sie Akzeptanz in der Be-
völkerung, entlastet finanziell die Solidargemeinschaft128 und sorgt für die 
Einbindung in das soziale Sicherungssystem, das bei Krankheit, Alter oder 
Arbeitslosigkeit Schutz bietet.129 Umso wichtiger ist die Bedeutung der Er-
werbstätigkeit als eine integrative Voraussetzung des Bleiberechts für die 
potenziellen Bleibeberechtigten, die eine Verlängerung der Aufenthaltser-
laubnis nur erhalten, wenn sie in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt 
selbst zu bestreiten.130 
 
4.2.2.4  Wohnraum 
Ein weiterer wichtiger Faktor für die Integration ist die Möglichkeit in einer 
eigenen Wohnung und somit unabhängig von der Gemeinschaftsunter-
kunft zu leben.131 Die potenziellen Bleibeberechtigten haben eine Min-
destwohnfläche von 9 m² pro Erwachsenen und 6 m² pro Kind nachzuwei-
sen. Mit diesem Erfordernis legt der Gesetzgeber eine geeignete Lebens-
grundlage hinsichtlich des Wohnraumes für die Betroffenen fest und 
möchte damit den häufig vorhandenen Unterschied bezüglich der Wohnsi-
tuation zwischen ihnen und der einheimischen Bevölkerung weitgehend 
ausräumen. Schließlich wird mit ausreichend Wohnraum auch die Mög-
lichkeit zur Entwicklung bzw. Entfaltung der Persönlichkeit und vor allem 
zur sozialen Integration geboten. Nach der geltenden Verwaltungspraxis 
ist diese Voraussetzung auch erfüllt, wenn die Betroffenen noch in einer 
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Gemeinschaftsunterkunft untergebracht sind, sofern sie aus eigenen Mit-
teln das Nutzungsentgelt entrichten.132 
 
4.2.2.5  Schulbesuch  
Auch im Hinblick auf Bildung setzt der Gesetzgeber klare Zeichen. Die 
Kinder aus den Familien der potenziellen Bleibeberechtigten müssen 
deutsche Bildungseinrichtungen besuchen und vor allem auf diesem We-
ge die deutsche Sprache erwerben. Dies dient der besseren und schnelle-
ren Integration der Kinder in die deutsche Gesellschaft. An dieser Voraus-
setzung wird jedoch kaum eine Familie scheitern. Es ist bekannt, dass 
bestimmte Migrantengruppen einen hohen Wert auf die Bildung ihrer Kin-
der legen. Auch die einschlägige Literatur bestätigt es, in dem sie hohe 
Bildungsaspirationen der vielen zugewanderten Eltern für ihre Kinder zu-
spricht.133 Nichtsdestotrotz ist die ethnische Herkunft ein entscheidender 
Faktor für Bildungserfolge bzw. -misserfolge, umso wichtiger ist es eine 
ausgewogene Bildungsbeteiligung der Kinder zu sichern. Der Schulbe-
such als Voraussetzung des Bleiberechts fördert nicht nur die Eingliede-
rung der Kinder aus potenziellen bleibeberechtigten Familien in die deut-
sche Gesellschaft, er sorgt auch für die gute Bildung und für den langfris-
tigen Erfolg der gesellschaftlichen Integration der betroffenen Kinder. Eine 
gute schulische Bildung stellt eine Grundlage für die spätere qualifizierte 
Berufsausbildung der Kinder dar und ist somit ein entscheidendes Kriteri-
um für die spätere Eingliederung in den Arbeitsmarkt.134 Bildung und Aus-
bildung spielen somit eine zentrale Rolle bei der Verteilung von Lebens-
chancen. Darüber hinaus entscheidet die Bildung im weit umfassenderen 
Sinne, inwieweit der betroffene Personenkreis an sozialen, wirtschaftli-
chen, politischen und kulturellen Gesellschaftsprozessen und  –vorgängen 
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 teilhaben kann.135 
 
4.2.2.6  Ausschlussgründe  
Der Gesetzgeber geht von einer fehlenden sozialen Integration aus, wenn 
die potenziellen Bleibeberechtigten Straftaten begehen oder sonstige öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften der Bundesrepublik Deutschland verletzen. 
Die Möglichkeit des Bleiberechts ist für die Straftäter und ihre Familienan-
gehörigen ausgeschlossen. Die Ehepartner und Kinder teilen somit das 
gleiche aufenthaltsrechtliche Schicksal wie der Straftäter. Diese Vorge-
hensweise begründet die Gesetzgebung damit, dass ein negativer Ein-
fluss auf die Familienangehörigen im Rahmen der häuslichen Gemein-
schaft mit dem Straftäter nicht ausgeschlossen werden kann. Er lässt je-
doch auch Ausnahmen zu wie etwa bei Vorliegen besonderer Härte. Dar-
über hinaus gelten die Täuschung der Behörden, vorsätzliches Hinauszö-
gern bzw. Behindern der aufenthaltsbeendenden behördlichen Maßnah-
men beispielsweise durch Vernichtung oder Unterdrückung der Identitäts-
nachweise, Verletzung der Mitwirkungspflicht, Untertauchen oder Verhin-
derung der Abschiebung durch renitentes Verhalten als weitere Aus-
schlussgründe für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach der Blei-
berechts- und Altfallregelung.136 Des Weiteren führen die Bezüge zu     
extremistischen oder terroristischen Organisationen und deren Unterstüt-
zung zu keinem Bleiberecht.  
 
4.2.2.7  Zusammenfassung 
Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass der Gesetzgeber die für ihn wich-
tigsten integrativen Voraussetzungen in der Bleiberechts- und Altfallre-
gelung zusammengefasst hat. Demnach ist eine gelungene wirtschaftliche 
und soziale Integration vor allem von der Erfüllung aller oben genannten 
Voraussetzungen in ihrer Gesamtheit abhängig und nicht nur von der In-
tegration in einzelnen Teilbereichen. Sicherlich gibt es auch noch weitere 
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Integrationsindikatoren im kulturellen, politischen und sozialen Bereich, die 
für eine erfolgreiche Integration von Bedeutung sind, wie etwa das Leben 
deutscher Traditionen, Mitgliedschaften in deutschen Vereinen, deutsches 
Fernsehen, usw. Es wäre jedoch unverhältnismäßig, sie als Vorausset-
zungen für ein Bleiberecht in der Bundesrepublik gesetzlich festzuschrei-
ben.  
 
4.3 Spannungsverhältnis zwischen dem Willen des  
Gesetzgebers und der tatsächlichen Situation der  
Asylbewerber 
Die Besonderheit der deutschen Asylpolitik liegt in dem bestehenden 
Spannungsverhältnis zwischen dem Willen des Gesetzgebers und der tat-
sächlichen Situation der abgelehnten Asylbewerber in der Bundesrepublik 
Deutschland. Einerseits lässt die existierende Gesetzeslage durch all die 
im Kapitel 4.2.1 aufgezeigten Beschränkungen der Aufenthaltsausgestal-
tung der abgelehnten und geduldeten Asylbewerber, die wirtschaftliche 
und soziale Integration dieser Personen in die deutsche Gesellschaft im 
weitesten Sinne nicht zu. Vor allem der Grundsatz der Beschleunigung 
eines Asylverfahrens soll den langen Aufenthalt und somit auch die Integ-
ration des betroffenen Personenkreises vermeiden.137 Andererseits sieht 
die tatsächliche Situation der abgelehnten Asylbewerber in Hinblick auf 
ihre Aufenthaltsdauer und Integration in der Bundesrepublik alles andere 
als der vom Gesetzgeber angestrebten Situation ähnlich. Um das Span-
nungsverhältnis in diesem Zusammenhang zu verdeutlichen, bedarf es 
zunächst eines Blicks in die integrationspolitischen Leitlinien der Regie-
rung. So spricht der Ministerrat der baden-württembergischen Landesre-
gierung von der grundsätzlichen Anknüpfung der Integrationsmaßnahmen 
an das Daueraufenthaltsrecht der Ausländer. Demnach bezeichnet er die 
Durchführung der Integrationsmaßnahmen bei abgelehnten Asylbewer-
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bern als eine Verfehlung und als kontraproduktiv hinsichtlich der Aufent-
haltsbeendigung. Er begründet es mit der bestehenden Ausreisepflicht im 
Falle eines erfolglosen Asylverfahrens.138 Dieser Ansatz scheint zunächst 
logisch zu sein. Spätestens bei genauer Betrachtung der tatsächlichen 
Situation, lässt er jedoch Zweifel zu. Die abgelehnten Asylbewerber gehö-
ren zu einer Migrantengruppe, die kein Daueraufenthaltsrecht in Deutsch-
land besitzt und sich dennoch über lange Zeit im Land aufhält. Nuscheler 
macht vor allem die über Jahre dauernden gerichtlichen Verfahren für die 
lange Aufenthaltsdauer der abgelehnten Asylbewerber verantwortlich und 
kritisiert sie scharf. Darüber hinaus liefert er statistische Angaben, die eine 
Verlängerung der Verfahrensdauer in einem Zeitraum von 1993 bis 1999 
um mehr als die Hälfte erkennen lassen.139 Dies als alleinigen Grund für 
die lange Aufenthaltsdauer anzugeben, wäre jedoch falsch. Die Verwal-
tungspraxis zeigt, dass die wahren Gründe für die vorliegende Entwick-
lung in diesem Zusammenhang ganz andere sind. In den meisten Fällen 
können keine oder nur unter enormen Schwierigkeiten aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen durchgeführt werden. Dies liegt daran, dass abgelehn-
te Asylbewerber die Behörden vorsätzlich über ihre Identität täuschen 
bzw. alle auf ihre wahre Identität schließenden Unterlagen einschließlich 
ihrer Pässe vernichten oder versteckt halten, um ihre Abschiebung zu ver-
hindern. Folglich sind die Behörden in erster Linie mit dem langen Prozess 
von Identitätsprüfungen und Passbeschaffungsmaßnahmen beschäftigt 
bevor die Aufenthaltsbeendigung überhaupt vorgenommen werden kann. 
Des Weiteren benutzen die betroffenen Personen den grundsätzlich offe-
nen Rechtsweg gegen behördliche Maßnahmen zur Verzögerung ihrer 
Aufenthaltsbeendigung. Durch teure Anwälte wird vorwiegend bewusst 
eine Vielzahl der Verfahren mit gleicher Begründung gegen behördliche 
Maßnahmen seitens der Betroffenen eingeleitet, obgleich die meisten ge-
richtlichen Verfahren einer Abschiebung nicht entgegenstehen. Dieses 
Verhalten zieht wohl eine lange gerichtliche Verfahrensdauer nach sich, 
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die jedoch nicht unbedingt auf das Arbeitstempo der Verwaltungsgerichts-
barkeit zurückzuführen ist, sondern überwiegend von den Betroffenen und 
ihren Anwälten gewollt wird. Als ein weiterer nicht zu vernachlässigender 
Grund sind die wiederholt gestellten Asylfolgeanträge zu nennen, die    
ebenfalls die Verfahrensdauer vor den Verwaltungsgerichten verlängern. 
Die Geschäftsstatistik des BAMF zeigt eine prozentuale Steigerung der 
gestellten Asylfolgeanträge in einem Zeitraum von 1995 bis 2000 von 23% 
auf 33%.140 Diese Entwicklung ist beachtlich und folgenreich, vor allem in 
Bezug auf die erneuten Ablehnungen, die einen neuen Rechtsweg eröff-
nen. Eine sehr hohe Zahl der abgelehnten Asylbewerber geben darüber 
hinaus vor, unter Krankheiten zu leiden, die ihre Reiseunfähigkeit bedin-
gen. Die Mehrzahl der Krankheiten sind jedoch nicht zweifelsfrei medizi-
nisch belegt und erweisen sich häufig nur als ein weiterer Versuch der Be-
troffenen, ihren Aufenthalt in Deutschland zu verlängern, denn um eine 
Person in das Herkunftsland zurück fliegen lassen zu können, muss ihre 
Reisefähigkeit attestiert sein. 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es eine Reihe an selbstver-
schuldeten Gründen gibt, die eine lange Aufenthaltsdauer abgelehnter 
Asylbewerber in Deutschland erklären. Dennoch gibt es auch viele abge-
lehnte Asylbewerber, die ihre Mitwirkungspflichten bei den aufenthaltsbe-
endenden Maßnahmen erfüllen, sich in sonstiger Weise nichts zu Schul-
den kommen lassen und trotzdem lange im Land bleiben. Dies ist häufig 
auf das Verhalten der Botschaften mancher Herkunftsländer bei der Aus-
stellung von Reisedokumenten zurückzuführen. Die Dokumente für eine 
Ausreise werden häufig nicht oder nur ungern ausgestellt. Damit ist eine 
Rückreise, freiwillig oder durch eine Abschiebung über Jahre nicht mög-
lich. Auch der Grundsatz der Familieneinheit, der die Abschiebungspraxis 
der Behörden prägt, könnte ein möglicher Grund für die verlängerten Auf-
enthalte sein. Sollte sich einer der Familienmitglieder in einem laufenden 
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Asylverfahren befinden, wird grundsätzlich die ganze Familie bis zum 
Ausgang des Verfahrens geduldet.  
 
Um auf die integrationspolitischen Leitlinien der Regierung zurückzukom-
men, lässt sich feststellen, dass sich die wirtschaftliche und soziale Integ-
ration abgelehnter Asylbewerber ohne integrationsfördernde Maßnahmen 
des Staates vollzieht. Schließlich knüpfen diese Maßnahmen an ein Dau-
eraufenthaltsrecht und nicht an die lange Aufenthaltsdauer an. Dennoch 
sehen die Bleiberechts- und Altfallregelungen lediglich für gut wirtschaft-
lich und sozial Integrierte ein Bleiberecht vor. Die integrativen Vorausset-
zungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, die im Kapitel 4.2.2 
ausführlich erläutert wurden, zeigen deutlich, dass der Gesetzgeber in 
diesem Zusammenhang auf die Integration abstellt. Schließlich wurden 
diese Regelungen eingeführt, weil es für diese Menschen eine besondere 
Härte wäre, nach so langer Aufenthaltsdauer und zum Teil vollständiger 
Integration, jetzt noch auszureisen. Abschließend lässt sich feststellen, 
dass unter diesen Umständen nur die besonders integrationswilligen ab-
gelehnten Asylbewerber, die sich trotz aller gesetzlicher Hürden, in die 
deutsche Gesellschaft weitgehend wirtschaftlich und sozial eingegliedert 
haben bzw. sich derzeit darum bemühen, eine Möglichkeit auf ein Aufent-
haltsrecht in der Bundesrepublik im Zuge der Bleiberechts- und Altfallrege-
lung bekommen.    
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II Empirischer Teil 
5  Die Situation der Asylbewerber, die unter das 
Bleiberecht fallen 
5.1 Quantitative Angaben 
Um die Frage, in welchem Ausmaß die Bleiberechts- und die Altfallrege-
lung greifen und wie viele der insgesamt ca. 15.150141 in Baden-
Württemberg lebenden, abgelehnten und geduldeten Asylbewerber da-
durch eine Aufenthaltserlaubnis bekommen, zu beantworten, bedarf es 
statistischen Auswertungen. Leider gibt es aber noch keine offiziellen 
bundes- und landesweiten Statistiken in diesem Bereich. Nach Auskunft 
des baden-württembergischen Innenministeriums wurde jedoch mitgeteilt, 
dass im Zeitraum vom 20. November 2006 bis zum 31. Dezember 2007 
5.009 Anträge auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach der Bleibe-
rechts- bzw. Altfallregelung in Baden-Württemberg gestellt wurden. 1.448 
Personen wurde eine Aufenthaltserlaubnis erteilt. In 192 Fällen wurde die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis abgelehnt. 3.241 Anträge sind noch 
offen. 128 Anträge haben sich durch Rücknahme und auf sonstige Weise 
erledigt. Anträge auf ein selbstständiges Aufenthaltsrecht der Kinder nach 
§ 104b AufenthG wurden in diesem Zeitraum nicht gestellt.142 Anhand  
dieser Zahlen lässt sich erkennen, dass ca. ein Drittel aller in Baden-
Württemberg lebender abgelehnter, geduldeter und bisher ausreisepflich-
tiger Asylbewerber, als potenziell bleibeberechtigt gelten und ihren Antrag 
bei den zuständigen Behörden eingereicht haben. 28,9% aller Anträge 
wurden bis her positiv entschieden, während die Ablehnungsquote lan-
desweit bei 3,8% liegt.143 Diese Entwicklung lässt erkennen, dass in den 
meisten Fällen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde. Unbekannt ist die 
Zahl der im Rahmen der gesetzlichen Altfallregelung erteilten Aufenthalts-
erlaubnisse auf Probe, genauer gesagt Aufenthaltserlaubnisse, die eine 
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Übergangsfrist für den Nachweis der Erwerbstätigkeit bis zum 31. Dezem-
ber 2009 gewähren und erst dann verlängert werden können. Ein Grund 
für die hohe Anzahl der noch nicht entschiedenen Anträge liegt darin, dass 
eine Vielzahl der Antragsteller die zum Antrag gehörigen Unterlagen nicht 
oder nicht rechtzeitig nachgereicht haben, was wiederum für die geringe 
Dringlichkeit der Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen bei den betroffe-
nen Personen sprechen könnte. Es bleibt abzuwarten, wie die offenen An-
träge entschieden werden, um die genauen quantitativen Auswirkungen 
der Bleiberechts- und Altfallregelungen abschließend feststellen zu kön-
nen.  
 
5.2 Erfahrungen in der rechtlichen Handhabe und Aus-
wirkungen auf die Verwaltungspraxis 
Im Rahmen eines Interviews mit Herrn Dr. Walter Krämer, Leiter der Be-
zirkstelle für Asyl beim Regierungspräsidium Stuttgart, konnten viele Fra-
gen zu Erfahrungen der zuständigen Behörden zur rechtlichen Handhabe 
im Zusammenhang mit der Bleiberechts- und Altfallregelung und zu mögli-
chen Auswirkungen der Regelungen auf die Verwaltungspraxis beantwor-
tet werden.144  
 
Im Zuge der Einführung der Bleiberechts- und Altfallregelung, ist eine 
Vielzahl von Anträgen auf die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis bei den 
zuständigen Behörden eingegangen. Besonders in den ersten vier Mona-
ten des Jahres 2007 verzeichneten die Behörden eine regelrechte An-
tragsflut seitens der potenziellen Bleibeberechtigten, die vor allem auf die 
Hinweise der Ausländerbehörden auf die Möglichkeit der Antragstellung 
zurückzuführen ist. Die Ausländerbehörden wurden von den Innenministe-
rien angewiesen, die potenziellen Bleibeberechtigten auf die eingeführten 
Regelungen aufmerksam zu machen. Im Zuge der Einführung wurden die 
Regierungspräsidien, unteren Ausländerbehörden und die Gemeinden mit 
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neuen Aufgaben konfrontiert. Herr Dr. Krämer berichtet in diesem Zu-
sammenhang, dass die Anträge zunächst bei den unteren Ausländerbe-
hörden gestellt werden. Anschließend prüfen die unteren Ausländerbehör-
den gemeinsam mit den zuständigen Regierungspräsidien das Vorliegen 
möglicher Ausschlussgründe. Die weitere Vorgehensweise ist jedoch da-
von abhängig, ob ein Antrag nach der IMK-Bleiberechtsregelung oder 
nach der gesetzlichen Altfallregelung gestellt wurde. Die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach dem IMK-Bleiberecht bedarf einer Zustimmung 
der Regierungspräsidien. Dagegen entscheiden die unteren Ausländerbe-
hörden über die Aufenthaltserlaubniserteilung nach § 104a AufenthG 
selbstständig. Diese Zuständigkeitsregelung entlastet die Regierungsprä-
sidien, hat jedoch eine höhere Belastung der unteren Ausländerbehörden 
aufgrund übertragener Verantwortung zur Folge. In beiden Fällen ent-
scheiden die Regierungspräsidien als höhere Ausländerbehörde über ei-
nen möglichen Widerspruch im Falle der Antragsablehnung.  
 
Landkreise, Städte und Gemeinden, soweit sie Delegationsgemeinden im 
Falle der zur leistenden Sozialhilfe sind, müssen nachdem eine Aufent-
haltserlaubnis nach der gesetzlichen Altfallregelung erteilt wird ggf. die 
Sozialhilfe leisten. Das ist eine mögliche Folge der Übergangsfrist für den 
Nachweis der Erwerbstätigkeit. Die Übergangsfrist betrachtet Herr Dr. 
Krämer unter dem Gesichtspunkt der heutigen Arbeitsmarktsituation als 
kritisch und vermutet, dass sie ins Leere laufen wird. Er begründet es mit 
der erschwerten Arbeitsplatzsuche für die ausländischen Arbeitskräfte, vor 
allem bei der Suche nach einer Erwerbstätigkeit, die auf Dauer den Fami-
lienunterhalt sichern muss. Für die Sozialhilfeträger bedeutet es zunächst 
eine längere Auszahlung der Sozialhilfe an die Betroffenen.  
 
Hinsichtlich der Erfahrungen mit der rechtlichen Handhabe und der in die-
sem Zusammenhang möglicherweise auftretenden Problemfelder, berich-
tet der Leiter der Bezirksstelle für Asyl, dass die unteren Ausländerbehör-
den insbesondere mit der Prüfung der Sprachkenntnisse konfrontiert   
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werden, welche mit einen enormen Arbeitsaufwand verbunden ist. Die 
Regierungspräsidien müssen ihrerseits das Vorliegen möglicher Aus-
schlussgründe prüfen. Sollte ein Ausschlussgrund vorliegen, müssen sie 
die unteren Ausländerbehörden möglichst umfangreich und gerichtsver-
wertbar über die vorhandene Sachlage informieren. Nur so können die 
unteren Ausländerbehörden das Vorliegen der Ausschlussgründe vor den 
Verwaltungsgerichten sicher belegen. Darüber hinaus benennt Herr Dr. 
Krämer das Vorliegen von Ausschlussgründen als am häufigsten vorlie-
genden Grund für die Antragsablehnung. Demzufolge wird in solchen Fäl-
len keine Aufenthaltserlaubnis erteilt, weil die potenziellen Bleibeberech-
tigten ihrer Mitwirkungspflicht bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Aufenthaltsbeendigung nicht nachgekommen sind. Darunter fallen auch 
die Personen, die die Behörden bewusst hinsichtlich ihrer Identität über 
Jahre täuschten bzw. die auf die Identität schließenden Dokumente zu-
rückhielten. Das Vorliegen von Ausschlussgründen kann vor allem auf-
grund der Notwendigkeit eines Passes für die Erteilung einer Aufenthalts-
erlaubnis festgestellt werden. Um einen Pass bei den zuständigen Bot-
schaften beantragen zu können, bedarf es richtiger Personalien. So kam 
es in diesem Zusammenhang in der Vergangenheit erst bei Passabgabe 
bei der Ausländerbehörde zur Preisgabe der wahren Identität der Betrof-
fenen, in der Hoffnung auf die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis, in wel-
cher die Behörden jedoch anschließend einen Ausschlussgrund sahen 
und den Antrag ablehnten. 
 
Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl von Fällen, die lediglich zeitlich knapp 
an der Voraussetzung der Mindestaufenthaltszeit von acht bzw. sechs 
Jahren scheitern. Auf die Frage, wie davon betroffene Personen in diesem 
Fall reagieren, sagt Herr Dr. Krämer, dass sie teilweise die Härtefallkom-
mission anrufen. In dem Tätigkeitsbericht der Härtefallkommission beim 
baden-württembergischen IM werden die Auswirkungen der Bleiberechts- 
und Altfallregelungen deutlich aufgezeigt. Die aus Vertretern aller gesell-
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schaftlichen Gruppen145 bestehende Härtefallkommission berichtet für den 
Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007 von einer deutlichen Ent-
spannung bei ihrer Arbeitsbelastung. Sie belegt es mit eigenen statisti-
schen Auswertungen. Während im Jahr 2006 442 Neueingänge verzeich-
net wurden, sind im Jahr 2007 lediglich 116 Härtefalleingaben eingegan-
gen. Die Bleiberechts- und Altfallregelung haben maßgeblich zur derarti-
gen zahlenmäßigen Entwicklung beigetragen. Vor allem im ersten Halb-
jahr des Jahres 2007 wurde in ca. 304 Fällen, die bis dahin bei der Härte-
fallkommission anhängig waren, ein Antrag auf Bleiberecht nach der IMK-
Bleiberechtsregelung gestellt. Somit konnten die Härtefallverfahren durch 
Rücknahmen oder Nichtbefassungsentscheidungen abgeschlossen wer-
den.146 Wie lange dieser Abwärtstrend andauern wird, bleibt abzuwarten. 
Gleichzeitig kann festgestellt werden, dass die Neueingänge nach der 
eingeführten Bleiberechts- und Altfallregelung einen neuen Charakter ha-
ben. Darunter sind wie anfangs angeführt auch die Härtefalleingaben de-
rer, die an der Voraussetzung des Mindestaufenthalts nur zeitlich knapp 
scheitern. So kamen 67% aller Eingaben von Personen, die 2001 und 
später nach Deutschland einreisten. Es sind auch einzelne Fälle bekannt, 
die nach einem erfolglosen Antrag auf die Erteilung der Aufenthaltserlaub-
nis erstmalig oder wiederholt eine Härtefalleingabe an die Kommission 
richteten.147 Einen Anstieg der Eingaben könnten jedoch vor allem die Fäl-
le verursachen, die am Ende der Übergangsfristen, den Nachweis der 
Sprache und der Erwerbstätigkeit nicht erfüllen.  
 
Wie bereits im Kapitel 5.1 dargestellt, gibt es eine verhältnismäßig geringe 
Zahl der Personen, die keine Aufenthaltserlaubnis nach der Bleiberechts- 
oder Altfallregelungen erhalten. Bei einer Antragsablehnung, unabhängig 
von der Begründung, behalten die Betroffenen zunächst ihre Duldung und 
sind weiterhin ausreisepflichtig. Sollte jedoch aufgrund der beantragten 
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Aufenthaltserlaubnis gleichzeitig ein Pass seitens der Betroffenen vorge-
legt werden, wäre dessen rechtzeitige Einziehung durch die Behörden im 
Hinblick auf die effektive Aufenthaltsbeendigung, die bis dahin aufgrund 
des fehlenden Ausreisedokumentes und nicht geklärten Staatsangehörig-
keit nicht möglich war, sinnvoll. Dagegen bekommen Antragsteller im Falle 
der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht nur ein Aufenthaltsrecht. Ihnen 
werden gleichzeitig auch die damit verbundenen Rechte zugesprochen. 
Dies kann vor allem für die Inhaber der so genannten Aufenthaltserlaub-
nisse auf Probe von Bedeutung sein. So können sie beispielsweise 
sprachliche Integrationskurse und sonstige staatliche Integrationsangebo-
te gezielt nutzen, um so ihre soziale und wirtschaftliche Integration zu in-
tensivieren. Die Übergangsfristen bieten für viele eine Chance, ihren Auf-
enthalt in Deutschland auf Dauer zu sichern. Sie können darüber hinaus 
positive Auswirkungen auf die soziale und wirtschaftliche Integration der 
Betroffenen haben. So könnte die Aussicht auf ein dauerhaftes Aufent-
haltsrecht ein wichtiger integrativer Motivationsfaktor in diesem Zusam-
menhang sein, der unter Umständen die Integrationsbereitschaft fördert 
und gleichzeitig die Integration beschleunigt. Herr Dr. Krämer kann jedoch 
dies aus eigener Erfahrung nicht bestätigen. Seiner Meinung nach ist die 
Möglichkeit zur Integration von der Arbeitsplatz- und Ausbildungssituation, 
aber auch vom kulturellen Hintergrund des jeweiligen Ausländers abhän-
gig. Er begründet es vor allem mit den häufig bestehenden Integrations-
schwierigkeiten insbesondere im Bereich der sprachlichen Integration bei 
den Ausländern, obgleich sie eine Niederlassungserlaubnis besitzen. Es 
sollte jedoch auch hier eine individuelle Differenzierung vornehmen.148  
 
Angesichts der quantitativen Angaben und den vorangegangenen Ausfüh-
rungen lässt sich abschießend feststellen, dass die neue Bleiberechts- 
sowie die Altfallregelung einer Vielzahl von Menschen einen dauerhaften 
Aufenthalt in Deutschland ermöglichen können. Im Augenblick scheint sie 
auch ihren Zweck, die Bereinigung der Altfälle bzw. die Beendigung der 
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Kettenduldungen vorwiegend erfüllt zu haben. Wie die Situation am Ende 
der eingeräumten Übergangsfristen aussehen wird, wie viele Personen 
tatsächlich eine anschließende Verlängerung der Aufenthaltserlaubnisse 
bekommen, bleibt abzuwarten. Auch Herr Dr. Krämer kann in diesem Zu-
sammenhang keine Prognosen und Einschätzungen abgeben. Schließlich 
hängt die genaue Entwicklung von der individuellen Sprachkompetenz der 
Betroffenen, ihrem Integrationswillen und der zukünftigen Arbeitsmarktsi-
tuation ab. 
 
5.3 Erkennbare Defizite 
Die neue Bleiberechts- bzw. Altfallregelung löst zunächst die bestehenden 
Problemfelder in der Verwaltungspraxis hinsichtlich der Bereinigung der 
Altfälle und Beendigung der Kettenduldungen. So profitieren nicht nur die 
potenziellen Bleibeberechtigten bezüglich der positiven Auswirkungen der 
Regelungen auf ihre aufenthaltsrechtliche Situation sondern auch die Be-
hörden vom neuen Bleiberecht. Die Bleiberechts- und die Altfallregelung 
weisen jedoch auch, wie viele andere ausländerrechtliche Vorschriften 
Defizite auf. Nachfolgend werden die erkennbaren Defizite und ihre mögli-
chen Folgen aufgezeigt.149 
 
Dem ursprünglichen Willen des Gesetzgebers, mit der neuen Bleibe-
rechts- und der Altfallregelung die Zuwanderung in die Sozialsysteme zu 
verhindern, wird mit deren Einführung nur teilweise Rechnung getragen. 
Im Zuge der IMK-Bleiberechtsregelung wird die Zahl der potenziellen Blei-
beberechtigten lediglich auf die Erwerbstätigen beschränkt.150 Zugleich 
räumt jedoch die gesetzliche Altfallregelung eine Übergangsfrist für den 
Nachweis der Erwerbstätigkeit bis zum 31. Dezember 2009 ein. Somit wird 
zunächst eine Aufenthaltserlaubnis auch ohne nachweisbare Erwerbstä-
tigkeit erteilt. Im Rahmen der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis kommt 
es zu einer Änderung der Rechtsgrundlage für die unterstützenden    
                                            
149
 In Anlehnung an: Interview mit Herrn Dr. Krämer, vgl. Anlage 14 
150
 Vgl. Wiefelspütz, Dieter, S. 42 
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staatlichen Leistungen, die die abgelehnten Asylbewerber beziehen, so-
dass die geringer ausfallenden Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz durch die höheren Leistungen nach dem SGB XII abgelöst 
werden. Folglich sind die Kommunen verpflichtet, nach einer Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis zunächst die Sozialhilfe zu gewähren. Dies hat eine 
zusätzliche Belastung der kommunalen Haushalte zur Folge. Insbesonde-
re bietet die Übergangsfrist für die abgelehnten Asylbewerber, die ohnehin 
kein Interesse an wirtschaftlicher Integration im Sinne einer Erwerbstätig-
keit haben, ungewollt die Möglichkeit, das deutsche Sozialsystem auszu-
nutzen. Darüber hinaus bleibt auch die aufenthaltsrechtliche Problematik 
beim Nichtnachweis der Erwerbstätigkeit am Ende der Übergangsfrist un-
gelöst. Ob der Betroffene sich dabei um die Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit bemüht hat oder seine Erwerbslosigkeit selbst zu vertreten hat, kann 
in diesem Zusammenhang dahin gestellt bleiben. Die Personen, die auf-
grund fehlender Erwerbstätigkeit keine Verlängerung der Aufenthaltser-
laubnis bekommen, werden zunächst ihren ursprünglichen Status des ab-
gelehnten Asylbewerbers wieder erlangen und werden wieder nur gedul-
det. Die Probleme, die zur Einführung einer solchen Regelung beigetragen 
haben, werden demnach lediglich um zwei Jahre hinausgeschoben. Die 
gesetzliche Altfallregelung könnte in diesem Zusammenhang ihre anfangs 
angeführten Ziele verfehlen.  
 
Die Möglichkeiten der Arbeitsplatzsuche für die potenziellen Bleibeberech-
tigten dürfen generell nicht überbewertet werden. Fakt ist, dass die derzeit 
angespannte Arbeitsmarktlage nur wenigen von ihnen einen Arbeitsplatz 
bieten kann, unter anderem auch, weil immer weniger Arbeitsplätze für 
gering qualifizierte bzw. ungelernte Arbeitskräfte in der heutigen Arbeits-
welt vorhanden sind. Nicht zu vergessen ist, dass der überwiegende Teil 
aller abgelehnten Asylbewerber ihre Länder aus wirtschaftlichen Gründen 
verlassen hat. Es kann also nicht davon ausgegangen werden, dass sie in 
ihren Herkunftsländern hohe berufliche Qualifikationen erworben haben. 
Meist haben sie keine oder nur einfache Tätigkeiten in ihrer Heimat      
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ausgeübt. Die hoch moderne Wirtschaftswelt eines Industriestaates wie 
Deutschland wird wohl kaum Anwendung für derartige Arbeitskräfte fin-
den, zumindest nicht im vollen Umfang, so dass ein Familienunterhalt ge-
sichert werden kann. So besteht die Gefahr, dass eine Vielzahl von Inha-
bern der Aufenthaltserlaubnis auf Probe am Ende der Übergangsfrist wei-
terhin dem Staatshaushalt zur Last fallen wird, weil sie die mit höchsten 
Hindernissen und Hürden verbundene Voraussetzung der neuen Altfallre-
gelung nicht erfüllen konnten.      
 
Ein weiteres nicht unerhebliches Defizit der Bleiberechts- und Altfallrege-
lung besteht vor allem im Hinblick auf die geduldeten älteren Personen 
sowie Personen mit Behinderungen. Es ist zweifellos zu bejahen, dass die 
wirtschaftliche Integration und die Sicherung des eigenen Lebensunter-
halts unabhängig von den staatlichen Sozialleistungen für diesen Perso-
nenkreis kaum möglich sind. So ist auch nicht von der Hand zu weisen, 
dass sie überwiegend keinen Arbeitsplatz finden werden und ihr weiterer 
Aufenthalt in Deutschland nur geduldet bleibt und zwar mit all den daraus 
folgenden Konsequenzen. Das neue Bleiberecht erreicht somit diese Per-
sonen nicht, es sei denn die in Deutschland lebenden Verwandten erklä-
ren sich im Hinblick auf die bestehende Aussicht auf Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis bereit, für den Lebensunterhalt dieser Personen aufzu-
kommen.  
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die neue Bleiberechts- 
und die Altfallregelung die aufenthaltsrechtliche Problematik in Bezug auf 
Kettenduldungen und Altfälle nicht in jedem Fall lösen werden. Sie werden 
auch höchstwahrscheinlich keinerlei Einfluss auf die Erfolgsaussichten bei 
der Abschiebung haben. Denn auch in zwei Jahren können die wieder ge-
duldeten und ausreisepflichtigen Asylbewerber nur abgeschoben werden, 
wenn ihre Rückreisedokumente vorliegen und ein aufnahmebereiter Ziel-
staat sie einreisen lässt. Eins ist jedoch sicher: je länger ein abgelehnter 
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Asylbewerber sich in Deutschland aufhält und geduldet wird, desto un-
wahrscheinlicher ist seine Ausreise.  
 
6      Zusammenfassung und Ausblick 
Im Rahmen dieser Diplomarbeit wurde zunächst das Migrationsgeschehen 
in Deutschland dargestellt. Insbesondere wurde die Asylbewerbermigrati-
on in Hinblick auf ihre Ursachen und die hier vorhandenen Problemfelder-
verdeutlicht. Des Weiteren wurde der neue Ansatz der Bleiberechts- sowie 
der Altfallregelung vorgestellt. Schwerpunktmäßig wurde vor allem die 
aufenthaltsrechtliche Situation der abgelehnten Asylbewerber vor der Ein-
führung der Regelungen aufgezeigt und die integrativen Voraussetzungen 
des Bleiberechts untersucht. In diesem Zusammenhang wurde insbeson-
dere das Spannungsverhältnis zwischen dem Willen des Gesetzgebers 
und der tatsächlichen Situation der Betroffenen verdeutlicht. Außerdem 
wurden die quantitativen und qualitativen Auswirkungen des Bleiberechts 
auf die rechtliche Handhabe und deren Folgen auf die Verwaltungspraxis 
erläutert. Abschließend setzte sich diese Diplomarbeit kritisch mit den er-
kennbaren Defiziten der Bleiberechts- und Altfallregelungen auseinander.  
 
Als Ergebnis der gesamten Ausführungen und der damit verbundenen 
Recherche kann festgehalten werden, dass mit der Bleiberechts- und der 
Altfallregelung ein Anreiz zur Integration für die abgelehnten Asylbewerber 
geschaffen wurde. Die Regelungen geben einer Vielzahl von ihnen die 
Möglichkeit ihren Aufenthalt in Deutschland zu legalisieren. Darüber hin-
aus fördert die Aussicht auf eine Aufenthaltserlaubnis die soziale und wirt-
schaftliche Integration der potenziellen Bleibeberechtigten. Nichtsdesto-
trotz begrenzen die integrativen Voraussetzungen der eingeführten Vor-
schriften die eingeräumten Möglichkeiten erheblich. Zu groß ist das Aus-
einanderklaffen zwischen den vorausgesetzten integrativen Erwartungen 
des Gesetzgebers an die betroffenen Personen und den herrschenden 
Rahmenbedingungen für deren Integration. Dementsprechend fallen nur 
die Menschen unter das Bleiberecht, die eine stark ausgeprägte Integrati-
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onsbereitschaft zeigen. Die Bleiberechts- und die Altfallregelung belohnen 
die gut sozial und wirtschaftlich Integrierten für ihre bisherigen integrativen 
Bemühungen und tragen somit dem Wunsch dieser Personen nach einem 
dauerhaften Aufenthalt in Deutschland Rechnung. Der Gesetzgeber er-
kennt damit die Notwendigkeit solcher Menschen in unserer Gesellschaft 
an und honoriert ihre integrativen Anstrengungen. Dies geschieht vor   
allem vor dem Hintergrund, dass es dem Gesetzgeber bewusst zu sein 
scheint, unter welchen Umständen sich ihre Integration bisher vollzieht 
und welche Hindernisse bzw. Hürden sie auf dem Weg zur Integration  
überwinden müssen. Die unter das Bleiberecht fallenden Asylbewerber 
sind klare Integrationsvorbilder, von deren Beitrag die Gesellschaft der 
Bundesrepublik Deutschland profitiert.  
 
Die Bleiberecht- und die Altfallregelung sehen jedoch keine Lösungen für 
die abgelehnten Asylbewerber vor, die von Anfang an keinerlei Interesse 
an sozialer und wirtschaftlicher Integration zeigen und sich auch darum 
nicht bemühen. Sicher lässt sich die Integration nicht vorschreiben, da sie 
schließlich auch von der Integrationsbereitschaft und individueller Motiva-
tion abhängig ist, jedoch können Vereinbarungen zwischen der Aufnah-
megesellschaft und den abgelehnten Asylbewerbern diese fördern und 
unterstützen. Dies hat der Gesetzgeber durch die eingeräumten Über-
gangsfristen für den Nachweis der Sprache und insbesondere der        
Erwerbstätigkeit zunächst getan. Für diese Personen bieten aber auch die 
eingeräumten Übergangsfristen und die Aufenthaltserlaubnis auf Probe 
keinen Ansporn für die Integration in unsere Gesellschaft. Vielmehr wer-
den sie durch die eingeräumte Möglichkeit, während der Inhaberschaft der 
Aufenthaltserlaubnis auf Probe, die Leistungen nach dem SGB XII zu be-
ziehen, ungewollt für ihre wirtschaftliche Desintegration begünstigt. Dar-
über hinaus wird in solchen Fällen auch die aufenthaltsrechtliche Proble-
matik der Altfälle und Kettenduldungen nur kurzfristig von Erfolg geprägt 
sein. Die langfristige Entwicklung wird jedoch vermutlich zeigen, dass die 
nicht integrierten Personen am Ende der Übergangsfrist ihren ursprüngli-
- 69 - 
 
chen Status wieder bekommen und erneut zu Altfällen mit Kettenduldun-
gen werden. Für diese Menschen sowie auch für alle abgelehnten Asyl-
bewerber, deren Bleiberechtsantrag von vorne herein abgelehnt wurde, 
wollte und konnte der Gesetzgeber mit der Bleiberechts- bzw. Altfallrege-
lung keine Lösung finden. Schließlich haben sie ihren unsicheren Aufent-
halt selbst zu verantworten.  
 
Für die Zukunft bleibt zu hoffen, dass sich der Gesetzgeber und die Politik 
der Komplexität der Aufenthaltsbeendigung und der hier bestehenden 
Probleme annehmen werden. So sollte etwa im Falle der offensichtlichen 
Ausnutzung des deutschen Sozialsystems eine konsequente Aufenthalts-
beendigung erleichtert und eine schnellere Abschiebung ermöglicht wer-
den. Die an der Versorgung der Nichtintegrierten eingesparten Mittel soll-
ten dann in die Unterstützung integrationswilliger Asylbewerber einfließen. 
Damit sie ihre bereits vorhandene soziale und wirtschaftliche Integration 
intensivieren und ihre Lebensqualität den Einheimischen weitgehend an-
passen können.  
 
Eins ist sicher. Wenn die abgelehnten Asylbewerber nach jahrelangem 
Aufenthalt in der Bundesrepublik keinerlei Anstrengungen in Bezug auf 
ihre soziale und wirtschaftliche Integration vorgenommen haben, werden 
sie auch weiterhin ihr Leben sich vom deutschen Sozialsystem und letzt-
endlich vom Steuerzahler bezahlen lassen. Vor allem wenn sie durch alle 
Raster der Aufenthaltslegalisierungsmöglichkeiten fallen und trotzdem an-
schließend in der Bundesrepublik geduldet bleiben, kann von der verhin-
derten Zuwanderung in die Sozialsysteme unseres Landes durch die ein-
geführten Bleiberechts- und Altfallregelungen nicht die Rede sein. Viel-
mehr bleibt in diesem Zusammenhang die traurige Erkenntnis über die 
tatsächliche Situation der nicht integrierten abgelehnten Asylbewerber, 
deren Leben häufig in Parallelgesellschaften am Rande unserer Gesell-
schaft stattfindet.    
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1.4 Grundsatz der Verfahrensbeschleunigung 
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Anlage 14: Interview vom 13. Februar 2008 
 
Interview mit Herrn Dr. Walter Krämer, Leiter der Bezirksstelle für Asyl 
beim Regierungspräsidium Stuttgart vom im Rahmen der Diplomarbeit  
zum Thema: 
 
Auswirkungen der neuen Bleiberechtsregelungen auf die 
Integration der Asylbewerber in die Gesellschaft der Bun-
desrepublik Deutschland 
 
 
Angaben zur Person: 
 
 
Herr Dr. Walter Krämer ist ein Verwaltungsjurist und seit 5 Jahren Leiter 
der Bezirksstelle für Asyl beim Regierungspräsidium Stuttgart.  
 
 
Fragebogen zum Interview: 
 
 
1. Frage: Betrachten Sie die gesetzliche Verankerung der Altfallrege-
lung im AufenthG als sinnvoll? Ggf., warum war dieser Schritt 
notwendig? 
 
 
2. Frage: Die Regelung des §104a AufenthG legt eine Ausschlussfrist 
für eine bestimmte Aufenthaltsdauer zum Stichtag 1. Juli 
2007 fest. Welchem Zweck dient diese Befristung?  
 
 
3. Frage: Wieso regelt der Gesetzgeber die Antragsfrist zum 1. Juli 
2008 nicht ebenfalls im §104a AufenthG, sondern lediglich in 
den Anwendungs-hinweisen zur Altfallregelung? 
 
 
4. Frage: Mit welchen neuen Aufgaben wurden die Regierungspräsi-
dien, die unteren Ausländerbehörden und die Gemeinden im 
Zuge der Einführung der Bleiberechts- und Altfallregelungen 
konfrontiert? 
 
 
5. Frage: Inwieweit werden die potentiellen Bleiberechtsberechtigten 
auf die neue Regelung aufmerksam gemacht? 
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6. Frage: Kam es im Rahmen der neuen Bleiberechts- und Altfallrege-
lungen zu einer plötzlichen Antragsflut seitens der Betroffe-
nen bzw. zu erhöhtem Arbeitsaufwand? 
 
 
7. Frage: Welche Probleme ergeben sich ggf. für die Behörden im Hin-
blick auf die  rechtliche Handhabe durch die neue Regelung? 
 
8. Frage: Ist Ihnen etwas über die Reaktionen derjenigen bekannt, die 
aufgrund ihrer Aufenthaltsdauer nur knapp an der Vorausset-
zung des Mindestaufenthalts von sechs bzw. acht Jahren 
gescheitert sind? 
 
 
9. Frage: An welcher der festgelegten Voraussetzungen, abgesehen 
von der Mindestaufenthaltsfrist, scheitern die meisten Anträ-
ge auf die Aufenthaltserlaubnis? 
 
 
10. Frage: Für die Bleiberechtsvoraussetzungen Sprache und Erwerbs-
tätigkeit gibt es im Rahmen der Altfallregelung Übergangs-
fristen bis zum 1. Juli 2008 bzw. 31. Dezember 2009. Wieso 
war dieses Vorgehen notwendig? 
 
 
11. Frage. Werden die betroffenen Personen durch Integrationsangebo-
te bzw. –hilfen wie etwa Sprachkurse, Arbeitsplatzangebote 
seitens der Bundesagentur für Arbeit, Schulungen für Be-
werbungen usw. in der Übergangsfrist unterstützt?  
 
 
12. Frage: Falls nicht: Wieso gibt es derartige Angebote nicht? Ist der 
Gesetzgeber der Meinung, dass der betroffene Personen-
kreis sich allein dieser Aufgabe stellen und diese bewältigen 
muss? Sind in diesem Zusammenhang nur die Personen 
bleiberechtsberechtigt, die sich aus eigenem Antrieb in die 
deutsche Gesellschaft integrieren? 
 
 
13. Frage: Welche Auswirkungen haben Ihrer Meinung nach die neuen 
Bleiberechts- und Altfallregelungen auf die Integration der 
potentiellen Bleiberechtsberechtigten? Stellt die Aussicht auf 
ein Bleiberecht in der Bundesrepublik einen wichtigen Moti-
vationsfaktor für die Integration dar? Beschleunigt es unter 
Umständen die Integration? 
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14. Frage: Die neuen Bleiberechts- und Altfallregelungen dienen in ers-
ter Linie der Bereinigung der so genannten Altfälle und der 
Beendigung so genannter Kettenduldungen: haben sie diese 
Aufgaben erfüllt? 
 
 
15. Frage: Welche Defizite weisen die neuen Regelungen ggf. auf? 
 
  
16. Frage: Wie viele Personen werden Ihrer Einschätzung nach an den 
integrativen Voraussetzungen der neuen Altfallregelung 
scheitern und am Ende der Übergangsfrist keine Verlänge-
rung der Aufenthalts-erlaubnis bekommen? (Eine prozentua-
le Angabe ist ausreichend.) 
 
17. Frage: Die Erfüllung welcher Voraussetzung für das Bleiberecht wird 
für die potentiellen Bleiberechtsberechtigten mit den meisten 
Hindernissen und Anstrengungen verbunden sein? 
 
 
18. Frage: Was passiert mit den Personen, die ihre Aufenthaltserlaubnis 
nicht verlängert bekommen? Welchen rechtlichen Status 
werden sie anschließend haben? 
 
 
19. Frage: Wird das Phänomen der Kettenduldungen und Altfälle in die-
sem Bereich anschließend wieder auftreten? Oder könnte es 
tatsächlich zur schnelleren Abschiebung der Personen kom-
men? 
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Anlage 15: Zweiter Tätigkeitsbericht der Härtefallkommission 
beim Innenministerium Baden-Württemberg (2007)165 
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